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Vorwort

Die Einstellung, dass ältere Beschäftigte für den Arbeits-
markt nicht mehr interessant seien, hat sich in den letzten 
Jahren grundlegend geändert. Auch Mitarbeitende selbst 
denken häufig über eine Fortsetzung ihrer Beschäftigung oder 
die Aufnahme einer neuen Beschäftigung über die gesetzlich 
geregelte Regelaltersgrenze hinaus nach. Gründe dafür sind 
vielfältig: Einige kommen mit der Rente nicht über die Runden, 
andere fühlen sich im Alter einfach noch zu fit, wieder andere 
wollen selbstbestimmt ihren Renteneintritt festlegen. Und 
dann gibt es noch zahlreiche erfahrene Arbeitskräfte, die von 
ihrem aktuellen Arbeitgeber gebeten werden, doch noch län-
ger als vorgesehen zu arbeiten. Der Wissenstransfer von der 
älteren auf die jüngere Generation spielt dabei eine große 
Rolle. Jahrelang erworbenes Know-how soll nicht einfach ver-
loren gehen. 

Die Motivationen sind unterschiedlich, die gesetzlichen Rege-
lungen aber für alle Fallgruppen identisch: Die Altersgrenze 
für die Regelaltersgrenze wird bis zum Jahr 2029 schrittweise 
auf 67 Jahre angehoben.

Welche sozialversicherungsrechtlichen Regelungen bei der 
Beschäftigung älterer Personen (mit oder ohne Rentenbezug) 
zu beachten sind, wird in dieser Broschüre dargestellt. 

Mit freundlichen Grüßen

Ihre AOK  
Die Gesundheitskasse.

Einige Aussagen in die­
ser Broschüre sind mit 
einer Hochziffer versehen. 
Diese werden auf der Seite 
43 aufgelistet – ergänzt 
um die entsprechenden 
Rechtsquellen. Auf der 
Seite 42 finden Sie ein 
Abkürzungsverzeichnis.

In Ausführungen und Bei­
spielen wird unterstellt, 
dass der Mindestlohn ein­
gehalten wird. 

Mehr  
News &  
Infos

aok.de/arbeitgeber
Das Arbeitgeberportal  

Ihrer AOK

https://www.aok.de/arbeitgeber
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1 Beschäftigung und Rentenbezug

1	� Beschäftigung und 
Rentenbezug

Wer Rente bezieht oder beantragt, ist hie
rüber kranken- und pflegeversicherungs-
pflichtig, wenn – neben dem Rentenantrag 
und dem Anspruch auf Rente aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung – eine bestimmte 
Vorversicherungszeit erfüllt ist. Die Vorversi-
cherungszeit ist erfüllt, wenn die Person seit 
der erstmaligen Aufnahme einer Erwerbstä-
tigkeit bis zur Rentenantragstellung mindes-
tens neun Zehntel der zweiten Hälfte dieses 
Zeitraums – als Mitglied oder familienversi-
chert – in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung versichert gewesen ist. So können lang-
jährig privat Krankenversicherte nicht durch 
einen Rentenantrag eine Mitgliedschaft in 
der gesetzlichen Krankenversicherung errei-
chen. Doch auch wenn die genannten Vo
raussetzungen erfüllt werden, können Tatbe-
stände vorliegen, die dazu führen, dass eine 
Pflichtversicherung im Rahmen der Kranken-
versicherung nicht (mehr) bestehen kann.

Nehmen Personen, die Rente beziehen, ein 
Beschäftigungsverhältnis auf, erhalten sie 
sozialversicherungsrechtlich den Arbeit-
nehmerstatus. Das bedeutet, dass bei der 
versicherungsrechtlichen Beurteilung die für 
Beschäftigte geltenden Regelungen, zum 
Beispiel Versicherungsfreiheit wegen Über-
schreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze 
(JAE-Grenze) oder Geringfügigkeit, zu beach-
ten sind. Durch eine versicherungspflichtige 
Beschäftigung wird die Versicherungspflicht, 
die durch den Rentenbezug im Rahmen der 
sogenannten Krankenversicherung der Rent-
ner besteht, durch die Versicherungspflicht 
als Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerin ver-
drängt. Deshalb ist zu prüfen, ob entweder 
die Beschäftigung oder aber der Rentenbezug 
die Versicherungspflicht begründet. Personen, 
die Rente beantragen, werden in keinem Fall 
in der sogenannten Krankenversicherung der 
Rentner versichert, wenn sie eine Beschäfti-
gung ausüben, in der sie wegen Überschrei- Fo
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1 Beschäftigung und Rentenbezug

tens der JAE-Grenze krankenversicherungs-
frei sind. Die an die Rentenantragstellung 
geknüpfte Krankenversicherungspflicht tritt 
nicht ein, wenn wegen Überschreitens der 
JAE-Grenze eine freiwillige Krankenversiche-
rung besteht.

Allerdings wirkt sich nur der Bezug von Alters- 
oder vollen Erwerbsminderungsrenten auf die 
versicherungs- und beitragsrechtliche Beur-
teilung der Beschäftigung aus. Nachfolgend 
wird dargestellt, unter welchen Vorausset-
zungen Alters- und Erwerbsminderungsren-
ten gezahlt werden können und wie sich der 
Bezug einer Erwerbsminderungs- oder einer 
Altersrente auf die grundsätzlich bestehende 
Versicherungspflicht auswirkt. Wird eine Wit-
wen- oder Witwerrente, Erziehungsrente oder 
Waisenrente bezogen, wirkt sich dies nicht 
auf die versicherungsrechtliche Beurteilung 
einer daneben ausgeübten Beschäftigung 
aus. Daher wird auf diese Rentenarten in die-
ser Broschüre nicht näher eingegangen.

1.1	� Altersrente und 
Beschäftigung

Die gesetzliche Rentenversicherung kennt 
verschiedene Arten der Altersrente:
•	 Regelaltersrente
•	 Altersrente für besonders langjährig 

Versicherte
•	 Altersrente für langjährig Versicherte
•	 Altersrente für schwerbehinderte 

Menschen

Diese Renten werden gezahlt, wenn die für 
die jeweilige Rente erforderliche Mindest-
versicherungszeit (Wartezeit) erfüllt ist, die 
besonderen versicherungsrechtlichen und 
persönlichen Voraussetzungen erfüllt sind 
(zum Beispiel Schwerbehinderung) und diese 
Rente beantragt wurde. Auf die Erfüllung 

dieser Voraussetzungen wird hier allerdings 
nicht eingegangen.

Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass 
die Altersrente in voller Höhe (Vollrente) oder 
als Teilrente in Anspruch genommen werden 
kann. Deshalb werden auch die unterschied-
lichen Auswirkungen dieser Rentenarten dar-
gestellt.

Der Anspruch auf Regelaltersrente besteht 
ab Erreichen der Regelaltersgrenze. Versi-
cherte, die vor dem 1. Januar 1947 geboren 
sind, erreichten die Regelaltersgrenze mit 
Vollendung des 65. Lebensjahrs. Für Versi-
cherte, die in den Jahren von 1947 bis 1963 
geboren sind, wird die Regelaltersgrenze 
sukzessive bis auf 67 Jahre angehoben. Für 
Versicherte, die 1964 oder später geboren 
sind, liegt die Altersgrenze bei 67 Jahren. Ein 
vorzeitiger Rentenbezug ist hier abschlags-
frei nicht möglich. (» 3 Tabellen zu Alters­
grenzen)

Für besonders langjährig Versicherte (Versi-
cherungszeit von mindestens 45 Jahren) gibt 
es die Möglichkeit eines – abschlagsfreien – 
früheren Rentenbeginns. Diese Rente konnten 
Versicherte mit 63 Jahren erhalten. Auch hier 
wird das Renteneintrittsalter schrittweise 
angehoben. Diese Altersrente kann nicht vor-
zeitig in Anspruch genommen werden – auch 
nicht mit Abschlägen. (» 3 Tabellen zu Alters­
grenzen)

Für die Berechnung der 45 Jahre werden 
neben den Zeiten mit Pflichtbeiträgen für 
eine versicherungspflichtige Beschäftigung 
auch Pflichtbeitrags- und Berücksichtigungs-
zeiten für die Erziehung eines Kindes bis 
zum zehnten Geburtstag, Zeiten der nicht 
erwerbsmäßigen Pflege, Wehr- und Zivil-
dienstpflicht sowie Pflichtbeiträge oder 
Anrechnungszeiten wegen des Bezugs von 
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Sozialleistungen (etwa Krankengeld) aufad-
diert. Zeiten des Bezugs von Arbeitslosengeld 
werden in den letzten zwei Jahren vor Ren-
tenbeginn allerdings nur dann angerechnet, 
wenn sie Folge einer Insolvenz oder vollstän-
digen Geschäftsaufgabe des Arbeitgebers 
sind. Außerdem werden Zeiten des Bezugs 
von Entgeltersatzleistungen der Arbeits-
förderung (zum Beispiel Kurzarbeitergeld, 
Winterausfallgeld) und Zeiten des Bezugs 
von Übergangsgeld berücksichtigt, soweit 
sie Pflichtbeitragszeiten oder Anrechnungs-
zeiten sind.

Eine Altersrente für langjährig Versicherte 
gibt es für Personen, die mindestens 35 Jahre 
Beitragszeiten in der gesetzlichen Renten-
versicherung nachweisen können. Für Ver-
sicherte, die nach 1948 und vor 1964 gebo-
ren sind, wird die Altersgrenze stufenweise 
angehoben. Die vorzeitige Inanspruchnahme 
dieser Altersrente ist – mit Abschlägen – 
möglich. Versicherte, die vor dem 1. Januar 
1949 geboren sind, haben mit Vollendung des 
65. Lebensjahrs Anspruch auf diese Rente. Für 
Versicherte, die nach dem 31. Dezember 1948 
geboren sind, wird die Regelaltersgrenze suk-
zessive angehoben. (» 3 Tabellen zu Alters­
grenzen)

Die Altersrente für schwerbehinderte 
Menschen kann erhalten, wer
•	 bei Beginn der Rente schwerbehindert 

ist und
•	 die Mindestversicherungszeit von 

35 Jahren erfüllt.

Schwerbehinderte Menschen sind alle Perso-
nen mit einem Grad der Behinderung (GdB) 
von mindestens 50. Die Schwerbehinderung 
wird durch den Schwerbehindertenausweis 
oder einen entsprechenden Bescheid nach-
gewiesen. 

Für schwerbehinderte Menschen, die in der 
Zeit von 1952 bis 1963 geboren sind, wird die 
Altersgrenze für eine abschlagsfreie Rente 
stufenweise angehoben. Für Geburtsjahr-
gänge ab 1964 liegt sie bei 65 Jahren.

1.1.1	 Altersvollrente und Beschäftigung
Für Personen, die eine Altersvollrente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung bezie-
hen, besteht – unabhängig davon, ob es 
sich um eine vorgezogene Altersrente oder 
eine Altersrente nach Vollendung der Regel-
altersgrenze handelt – Kranken- und Pfle-
geversicherungspflicht, wenn keine Ver-
sicherungsfreiheit (zum Beispiel aufgrund 
einer geringfügig entlohnten Beschäftigung, 
» 1.1.4) vorliegt. Eine Besonderheit gibt es 
nur bei der Anwendung des Beitragssatzes in 
der Krankenversicherung. Denn der Anspruch 
auf Krankengeld ist unter anderem für Per-
sonen ausgeschlossen, die eine Vollrente 
wegen Alters aus der gesetzlichen Renten-
versicherung erhalten.1 Daher gilt für sie für 
die Beitragsberechnung aus einer neben dem 
Rentenbezug ausgeübten krankenversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung der ermä-
ßigte Beitragssatz. (Beispiel 1)

In der Rentenversicherung sind Personen, 
die eine Altersvollrente beziehen, bis zum 
Erreichen der Regelaltersgrenze rentenver-
sicherungspflichtig. Die Versicherungsfreiheit 
beginnt erst nach Ablauf des Monats des 
Erreichens der Regelaltersgrenze.2 

Es ist jedoch zu beachten, dass trotz beste-
hender Rentenversicherungsfreiheit das 
Unternehmen seinen Beitragsanteil zu ent-
richten hat. Und zwar hat der Arbeitgeber 
den Beitragsanteil zu tragen, der zu zahlen 
wäre, wenn die Beschäftigung Rentenversi-
cherungspflicht begründen würde.3
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Der Bezug einer vorgezogenen Altersrente 
(zum Beispiel die Altersrente für besonders 
langjährig Versicherte) führt bis zum Errei-
chen der Regelaltersgrenze zur Rentenversi-
cherungspflicht in einer Beschäftigung.

Damit es zur richtigen Rentenberechnung 
kommt, ist es melderechtlich erforderlich, 
dass zwischen (renten-)versicherungs-
freien und (renten-)versicherungspflichtigen 
Personen in Altersvollrente unterschieden 
wird. Bei den DEÜV-Meldungen ist daher für 
versicherungsfreie Personen in Altersvoll-
rente der Personengruppenschlüssel „119“ 
und für versicherungspflichtige der Perso-
nengruppenschlüssel „120“ zu verwenden. 
(Fortsetzung des Beispiels 1)

Der Bezug einer Altersvollrente hat keine 
Auswirkungen in der Arbeitslosenversiche-
rung. Hier kann aber Versicherungsfreiheit 
wegen Vollendung des für den Anspruch 
auf Regelaltersrente notwendigen Lebens-
jahrs bestehen.4 Der Arbeitgeber hat in die-
sen Fällen seinen Beitragsanteil zu zahlen.5 
(Weitere Fortsetzung des Beispiels 1)

Die melderechtlichen Besonderheiten der 
Beschäftigung von Personen in Rente fin­
den Sie auf dem Arbeitgeberportal unter: 
aok.de/fk › Sozialversicherung › Meldung 
zur Sozialversicherung

Beispiel 1

Josef Tillmann erhält eine vorgezogene Altersrente. Seit dem 2.5.2024 arbeitet er 
wöchentlich 10 Stunden gegen ein monatliches Entgelt von 660 €.

Es besteht Kranken- und Pflegeversicherungspflicht. Zur Krankenversicherung sind 
Beiträge nach dem ermäßigten Beitragssatz zu berechnen. Die Regelungen des 
Übergangsbereichs sind anzuwenden.

Fortsetzung des Beispiels 1

Josef Tillmann erhält eine vorgezogene Altersrente. Er ist am 23.7.1958 geboren.  
Er vollendete am 22.7.2023 sein 65. Lebensjahr.

Die Regelaltersgrenze ist am 22.7.2024 erreicht. Versicherungs- und beitragsrechtliche 
Auswirkungen ergeben sich ab 1.8.2024.

Seit dem 1.4.2024 arbeitet er wöchentlich 10 Stunden gegen ein monatliches Entgelt 
von 660 €.

Vom 1.4. bis 31.7.2024 besteht Rentenversicherungspflicht (PGR 120, BGR X1XX).

Ab dem 1.8.2024 besteht Rentenversicherungsfreiheit, Beitragsanteil des Arbeitgebers 
(PGR 119, BGR X3XX).

Der Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit ist möglich (» 1.1.2.).

https://www.aok.de/fk/sozialversicherung/meldung-zur-sozialversicherung/
https://www.aok.de/fk/sozialversicherung/meldung-zur-sozialversicherung/
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Arbeitslosenversicherungsfreiheit wird nur 
durch Erreichen des Lebensalters für die 
Regelaltersrente begründet. Der Arbeitgeber 
ist dennoch verpflichtet, seinen Beitragsan-
teil zur Arbeitslosenversicherung zu leisten. 
Andere, vorzeitige Renten, wie zum Beispiel 
die Altersrente für besonders langjährig 
Versicherte, erfüllen die Voraussetzungen 
für eine Versicherungsfreiheit nicht. Dann 
beginnt die Arbeitslosenversicherungsfreiheit 
mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der 
oder die Beschäftigte das Lebensjahr voll-
endet, von dem an der Anspruch auf Regel-
altersrente besteht. Ein Lebensjahr wird mit 
Abschluss des Tages vor dem Geburtstag 
vollendet. Somit tritt die Arbeitslosenver-
sicherungsfreiheit von Beschäftigten, die 
am Ersten eines Monats Geburtstag haben, 
bereits mit dem Geburtstag und nicht erst 
mit dem Ersten des auf den Geburtstag fol-
genden Monats ein.

1.1.2	� Verzicht auf die Rentenversiche­
rungsfreiheit

Personen in Altersvollrente, die die Regel-
altersgrenze erreicht haben, können durch 
schriftliche Erklärung gegenüber ihrem 
Arbeitgeber auf die Rentenversicherungsfrei-
heit verzichten.6 Dadurch wirkt sich der – wie 

der ansonsten wirkungslos bleibende Arbeit-
geberanteil – eigene Beitragsanteil renten-
steigernd aus. 

Der Verzicht gilt nur für die jeweilige Beschäf-
tigung und ist für die Dauer der Beschäfti-
gung bindend. Der Verzicht auf die Versiche-
rungsfreiheit entfaltet Rechtswirkung nur 
für die Zukunft, das heißt, die Versicherungs-
pflicht beginnt mit dem Tag, der auf den Tag 
des Eingangs der schriftlichen Verzichts-
erklärung beim Arbeitgeber folgt. Es sei denn, 
der oder die Beschäftigte hat einen späteren 
Zeitpunkt bestimmt.

Der Verzicht wirkt – anders als bei einer 
geringfügig entlohnten Beschäftigung – nicht 
einheitlich für alle ausgeübten Beschäftigun-
gen. Er beschränkt sich nur auf die Beschäfti-
gung, in der er erklärt wird.

Folgt eine erneute Beschäftigung bei dem-
selben Arbeitgeber, ist von der widerleg-
baren Vermutung auszugehen, dass es sich 
immer noch um dieselbe Beschäftigung 
handelt, für die der Verzicht auf die Versiche-
rungsfreiheit erklärt wurde, wenn zwischen 
dem Ende der ersten (gegebenenfalls auch 
befristeten) Beschäftigung und dem Beginn 

Weitere Fortsetzung des Beispiels 1

Josef Tillmann erhält eine vorgezogene Altersrente. Er ist am 23.7.1958 geboren.  
Er vollendete am 22.7.2023 sein 65. Lebensjahr.

Die Regelaltersgrenze ist am 22.7.2024 erreicht. Versicherungs- und beitragsrechtliche 
Auswirkungen ergeben sich ab 1.8.2024.

Seit dem 1.4.2024 arbeitet er wöchentlich 10 Stunden gegen ein monatliches Entgelt 
von 660 €.

Vom 1.4. bis 31.7.2024 besteht Arbeitslosenversicherungspflicht (BGR XX1X).

Ab dem 1.8.2024 besteht Arbeitslosenversicherungsfreiheit, Beitragsanteil des Arbeit-
gebers (BGR XX2X).
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der neuen Beschäftigung ein Zeitraum von 
nicht mehr als zwei Monaten liegt. Von der-
selben Beschäftigung ist ebenfalls auszuge-
hen, wenn die Beschäftigung zuvor deshalb 
abgemeldet wurde, weil das Arbeitsverhält-
nis länger als einen Monat ohne Anspruch 
auf Arbeitsentgelt fortbestand.7 In diesen 
Fällen verliert der Verzicht auf die Versiche-
rungsfreiheit nicht seine Wirkung und muss 
infolgedessen nicht erneut schriftlich erklärt 
werden.

1.1.3	 Altersteilrente und Beschäftigung
Altersrenten können auch als Teilrente bezo-
gen werden. Dabei wird auf einen Teil der 
Vollrente wegen Alters verzichtet. Versicherte 
können die Höhe der Teilrente grundsätzlich 
frei als vollen Prozentanteil wählen. Eine Teil-
rente muss mindestens 10 Prozent der Voll-
rente betragen. 

Da bei einer Teilrente neben der Rente Bei-
träge aus einer Beschäftigung gezahlt wer-
den, erhöht sich später der Betrag der Voll-
rente. Der Bezug einer solchen Teilrente hat 
keine versicherungsrechtlichen Auswirkun-
gen. Die Beschäftigung einer Person in Teil-
rente begründet also grundsätzlich Kranken-, 
Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversiche-
rungspflicht. 

Die Krankenversicherungsbeiträge sind nach 
dem allgemeinen Beitragssatz (Beitrags-
gruppe „1“) zu entrichten. Dies deshalb, weil 
der Bezug einer Teilrente den Anspruch auf 
Krankengeld nicht ausschließt. (Infografik 1)

Wenn der gleitende Übergang in den Ruhe-
stand beabsichtigt ist, ist ein rechtzeiti-
ges Gespräch mit dem Arbeitgeber – unter 
Umständen auch mit dem Personal- oder 
Betriebsrat – über die Möglichkeiten einer 

Infografik 1:  
Sozialversicherungsrechtlicher Status von Beschäftigten mit Bezug einer Altersrente

Versicherungs-
pflichtig in der … KV RV ALV PV

Beitrags-
satz

Beitrags-
gruppe

Beitrags-
satz

Beitrags-
gruppe

Beitrags-
satz

Beitrags-
gruppe

Beitrags-
satz

Beitrags-
gruppe

Vollrente wegen 
Alters  
vor Vollendung des für 
den Anspruch auf Regel-
altersrente maßgebenden 
Lebensjahrs

ja 3 ja 1 ja 1 ja 1

ermäßigt

Vollrente wegen 
Alters  
nach Vollendung des für 
den Anspruch auf Regel-
altersrente maßgebenden 
Lebensjahrs

ja 3 teilweise 3* teilweise 2 ja 1

ermäßigt nur AG-Anteil nur AG-Anteil

Teilrente wegen 
Alters/Hinterbliebe-
nenrente

ja 1 ja 1 ja 1 ja 1

* Verzicht auf Rentenversicherungsfreiheit möglich



Beschäftigung von älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern  ·  202412

1 Beschäftigung und Rentenbezug

Teilrente und einer Teilzeitbeschäftigung zu 
empfehlen. Wenn Beschäftigte ihrem Arbeit-
geber dazu entsprechende Vorschläge unter-
breiten, hat der Arbeitgeber hierzu Stellung 
zu nehmen.

1.1.4	� Altersrente und geringfügige 
Beschäftigung

In vielen Betrieben findet die Beschäftigung 
von Personen in Rente als Minijob statt. Bei 
einem Minijob (geringfügig entlohnte und 
kurzfristige Beschäftigung) ergeben sich in 
der Kranken- und Pflegeversicherung keine 
Besonderheiten. 

Personen, die eine Vollrente wegen Alters 
beziehen, werden – sofern sie noch nicht die 
Regelaltersgrenze erreicht haben – von der 
grundsätzlichen Rentenversicherungspflicht 
erfasst. Auch sie müssen gegebenenfalls 
einen Antrag auf Befreiung von der Renten-
versicherungspflicht stellen. Rentenversiche-
rungsfreiheit besteht erst nach Vollendung 
der Regelaltersgrenze.

Der Arbeitgeber hat in jedem Fall den Pau-
schalbeitrag zur Rentenversicherung von 
15 Prozent und – sofern der Arbeitnehmer 
oder die Arbeitnehmerin in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versichert ist – den Pau-

schalbeitrag zur Krankenversicherung von 
13 Prozent an die Minijob-Zentrale zu entrich-
ten. (Beispiel 2)

Ein Hinweis noch zu Fällen, in denen Personen 
in Altersrente eine kurzfristige Beschäftigung 
ausüben: Bei denen, die aus dem Berufsleben 
ausgeschieden sind und infolgedessen nicht 
mehr zum Personenkreis der Erwerbstätigen 
zählen beziehungsweise dem Arbeitsmarkt 
nicht mehr dauerhaft zur Verfügung stehen 
(zum Beispiel bei Bezug einer Vollrente wegen 
Alters), können für die Prüfung der Berufs-
mäßigkeit mehr als geringfügige Beschäf-
tigungszeiten nur nach dem Ausscheiden 
angerechnet werden.

Nähere Informationen zu Minijobs finden 
Sie unter: aok.de/arbeitgeber › Sozialver­
sicherung › Minijobs

1.1.5	 Weiterarbeit ohne Rentenbezug
Bei Weiterarbeit nach Erreichen der Alters-
grenze für die Regelaltersrente wird, sofern 
kein Rentenantrag gestellt wird, ein Renten-
zuschlag von 0,5 Prozent pro Monat gewährt. 
Außerdem erhöhen sich bei späterem Renten-

Beispiel 2

Eva-Maria Scholz erhält eine Vollrente wegen Alters. Sie ist 67 Jahre und aufgrund 
des Rentenbezugs bei der AOK versichert. Seit dem 2.5.2024 arbeitet sie wöchentlich 
8 Stunden gegen ein monatliches Entgelt von 480 €.

Es bestehen Krankenversicherungsfreiheit und keine Pflegeversicherungspflicht sowie 
Renten- und Arbeitslosenversicherungsfreiheit. Zur Kranken- und Rentenversicherung 
hat der Arbeitgeber Pauschalbeiträge an die Minijob-Zentrale zu entrichten.

Die Anmeldung zum 2.5.2024 hat mit dem Personengruppenschlüssel „109“ und dem 
Beitragsgruppenschlüssel „6500“ zu erfolgen.

https://www.aok.de/fk/sozialversicherung/minijobs/
https://www.aok.de/fk/sozialversicherung/minijobs/
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antrag die Anwartschaften wegen des län-
geren Einzahlens. Allerdings ist es nicht leicht 
herauszufinden, welcher Weg der bessere ist. 
Lohnt es sich, einfach weiterzuarbeiten, ohne 
den Rentenantrag zu stellen? Oder fährt 
man besser, in der Rente noch einer Tätigkeit 
nachzugehen? In jedem Fall empfiehlt sich 
eine persönliche Beratung durch den zustän-
digen Rentenversicherungsträger.

Sozialversicherungsrechtlich wirkt sich die 
Weiterarbeit nach Erreichen der Regelalters-
grenze ohne Rentenbezug nur in der Arbeits-
losenversicherung aus: Hier besteht Versi-
cherungsfreiheit; der Arbeitgeber hat seinen 
Beitragsanteil zu zahlen.

1.1.6	 Beschäftigte mit Auslandsrente
Zur Versicherungsfreiheit führt grundsätz-
lich nur eine Rente der deutschen gesetz-
lichen Rentenversicherung. Altersrentenbe-
ziehende aus EU/EWR-Mitgliedstaaten und 
der Schweiz sind versicherungsfrei, wenn der 
mitgliedstaatliche Altersrentenbezug dem 
Bezug einer deutschen Altersrente gleichge-
stellt wird und damit Versicherungsfreiheit 
bewirkt.

1.1.7	 Ausgleich von Rentenabschlägen
Wird eine Altersrente bereits vor Erreichen der 
Regelaltersgrenze bezogen, ist der Renten-
bezug mit Abschlägen in Höhe von 0,3 Pro-
zent je Monat der vorzeitigen Inanspruch-
nahme der Rente verbunden. Die Abschläge 
gleichen die Kosten der Rentenversicherung 
für den längeren Rentenbezug aus. Die Ren-
tenabschläge für die vorzeitige Inanspruch-
nahme einer Altersrente können durch eine 
zusätzliche Beitragszahlung ganz oder teil-
weise ausgeglichen werden. Diese Möglich-
keit wird jedoch bisher nur selten in Anspruch 
genommen (2021 ca. 41.500 Fälle), da ein 
relativ hoher Beitrag zu zahlen ist und die 
Beitragszahlung grundsätzlich erst ab dem 

50. Lebensjahr erfolgen kann. Die Höhe der 
Beitragszahlung hängt dabei vom Umfang 
der Rentenminderung und von der Dauer der 
vorzeitigen Inanspruchnahme der Rente ab. 
Der Ausgleichsbetrag steigt, je höher der aus-
zugleichende Abschlag ist und je früher die 
Rente in Anspruch genommen wird.

Die Höhe des Betrags zum Ausgleich von 
Rentenabschlägen kann der „Auskunft zum 
Ausgleich einer Rentenminderung“ über die 
voraussichtliche Minderung der Altersrente 
entnommen werden. Sie wird auf Antrag vom 
Rentenversicherungsträger erstellt und ent-
hält
•	 die voraussichtliche Höhe der Altersrente, 

abgestellt auf den beabsichtigten, vorzeiti-
gen Rentenbeginn,

•	 die Höhe der Rentenminderung wegen der 
vorzeitigen Inanspruchnahme der Alters-
rente,

•	 den Beitrag, der zum Ausgleich der Renten-
minderung gezahlt werden kann.

Für den vollen Ausgleich einer Rentenminde-
rung wären bei einem in den alten Bundes-
ländern erworbenen Anspruch auf Alters-
rente beispielsweise in Höhe von 1.000 Euro 
beziehungsweise 1.200 Euro in etwa die fol-
genden Beiträge zu zahlen. (Tabelle 1)

Die Beitragszahlung kann auch in Teilzahlun-
gen erfolgen. Dabei sind bis zu zwei Teilzah-
lungen pro Jahr möglich.

Beteiligt sich das Unternehmen an der Bei-
tragszahlung, sind 50 Prozent der Beiträge 
steuer- und beitragsfrei.8 Wird eine Abfindung 
wegen der Beendigung der Beschäftigung 
zweckgebunden für eine Ausgleichszahlung 
gezahlt, kann der vollständige Beitrag bei-
tragsfrei gewährt werden.
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1.2	� Erwerbsminderungsrente 
und Beschäftigung

Für den Bezug einer Erwerbsminderungs-
rente darf die Regelaltersgrenze grundsätz-
lich noch nicht erreicht worden sein. Vor einer 
eventuellen Bewilligung dieser Rente wird 
vom zuständigen Rentenversicherungsträger 
zunächst geprüft, ob die Erwerbsfähigkeit 
durch medizinische oder berufliche Rehabi-
litation wiederhergestellt und danach der 
Lebensunterhalt wieder selbst bestritten 
werden kann. Ist das nicht möglich, beurteilt 
der Rentenversicherungsträger, in welchem 
zeitlichen Umfang eine Arbeit auf dem all-
gemeinen Arbeitsmarkt möglich ist. Von die-
sem restlichen Leistungsvermögen hängt ab, 
ob eine Rente wegen voller oder teilweiser 
Erwerbsminderung infrage kommt.

Neben den medizinischen sind die beiden fol-
genden versicherungsrechtlichen Vorausset-
zungen zu erfüllen:
•	 In den letzten fünf Jahren vor Eintritt der 

Erwerbsminderung müssen mindestens 
drei Jahre mit Pflichtbeiträgen für eine ver-
sicherte Beschäftigung oder Tätigkeit vor-
liegen (besondere versicherungsrechtliche 
Voraussetzung).

•	 Es muss eine Versicherungszeit von min-
destens fünf Jahren bestehen (allgemeine 
Wartezeit).

Wer aus gesundheitlichen Gründen nicht 
mehr arbeitsfähig ist, kann – sofern die 
entsprechenden Voraussetzungen erfüllt 
sind – eine Rente wegen voller Erwerbsmin-
derung erhalten. Die Rente wegen teilweiser 
Erwerbsminderung ist für diejenigen gedacht, 
die noch einige Stunden täglich arbeiten kön-
nen. Sie ergänzt dann das aus einer Beschäf-
tigung erzielte Arbeitsentgelt.

Die versicherungs- und beitragsrechtlichen 
Auswirkungen sind bei einer Rente wegen vol-
ler Erwerbsminderung anders als die bei einer 
Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung.

Rente wegen voller Erwerbsminderung
Versicherte haben bis zum Erreichen der 
Regelaltersgrenze einen Anspruch auf Rente 
wegen voller Erwerbsminderung, wenn sie 
wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht 
absehbare Zeit außerstande sind, unter 
den üblichen Bedingungen des allgemeinen 
Arbeitsmarkts mindestens drei Stunden täg-
lich erwerbstätig zu sein, und

•	 in den letzten fünf Jahren vor Eintritt der 
Erwerbsminderung drei Jahre Pflichtbei-
träge für eine versicherte Beschäftigung 
oder Tätigkeit entrichtet haben und

•	 vor Eintritt der Erwerbsminderung die all-
gemeine Wartezeit von fünf Jahren erfüllt 
haben.

Tabelle 1: Berechnungsbeispiele zum Ausgleich von Rentenabschlägen

Höhe der mtl. 
Altersrente

Früherer Renten­
beginn um Rentenabschlag Ausgleichszahlung ca.

1.000 € 2 Jahre 72 € 16.600 €

1.200 € 3 Jahre 130 € 31.000 €
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Personen, die eine Rente wegen voller 
Erwerbsminderung erhalten und gleichzeitig 
eine versicherungspflichtige Beschäftigung 
aufnehmen, sind nicht mehr als Renten-
beziehende, sondern als Beschäftigte in 
der Kranken-, Pflege- und Rentenversiche-
rung versicherungspflichtig. Es besteht nur 
Arbeitslosenversicherungsfreiheit. Damit ent-
fällt sowohl auf der Beschäftigtenseite als 
auch für das Unternehmen die Beitragszah-
lung zur Arbeitslosenversicherung.

Diese Personen erhalten bei Arbeitsunfä-
higkeit nach Ablauf der Entgeltfortzahlung 
allerdings kein Krankengeld. Deshalb werden 
die Krankenversicherungsbeiträge mit dem 
ermäßigten Beitragssatz berechnet.

�Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung
Versicherte haben bis zum Erreichen der 
Regelaltersgrenze einen Anspruch auf Rente 
wegen teilweiser Erwerbsminderung, wenn sie
•	 wegen Krankheit oder Behinderung auf 

nicht absehbare Zeit außerstande sind, 
unter den üblichen Bedingungen des all-
gemeinen Arbeitsmarkts mindestens sechs 
Stunden täglich erwerbstätig zu sein, und

•	 in den letzten fünf Jahren vor Eintritt der 
Erwerbsminderung drei Jahre Pflichtbei-
träge für eine versicherte Beschäftigung 
oder Tätigkeit entrichtet haben und

•	 vor Eintritt der Erwerbsminderung die all-
gemeine Wartezeit von fünf Jahren erfüllt 
haben.

Der Bezug einer Rente wegen teilweiser 
Erwerbsminderung hat keine Auswirkungen 
auf die versicherungs- und beitragsrecht-
liche Beurteilung einer Beschäftigung. Ist 
eine Beschäftigung grundsätzlich sozialver-
sicherungspflichtig, bleibt die Versicherungs-
pflicht in der Kranken-, Pflege-, Renten- und 
Arbeitslosenversicherung also bestehen. 
(Infografik 2) 

Rentenzubilligung bei bestehender 
Beschäftigung
Eine Beschäftigung gegen Arbeitsentgelt 
gilt als fortbestehend, solange das Arbeits-
verhältnis ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt 
fortdauert, längstens für einen Monat. Für 
Zeiten der Arbeitsunterbrechung ohne Ent-
geltzahlung sind Sozialversicherungstage (SV-
Tage) anzusetzen. Diese Zeiten sind mithin 

Infografik 2:  
Sozialversicherungsrechtlicher Status von Beschäftigten mit Bezug 
einer Erwerbsminderungsrente
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auch bei der Ermittlung der anteiligen Jahres-
beitragsbemessungsgrenzen bei der Beitrags-
berechnung aus Einmalzahlungen zu berück-
sichtigen. Dies gilt auch bei Zubilligung einer 
Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit. 

Die Beendigung eines Arbeitsverhältnisses 
wegen Erwerbsminderung ist – ebenso wie 
bei Erreichen einer Altersgrenze für den Bezug 
einer Altersrente – gesetzlich nicht vorge-
schrieben. Das Arbeitsverhältnis endet aber 
dann, wenn dies in einem Tarifvertrag, einer 
Betriebsvereinbarung oder im Arbeitsvertrag 
ausdrücklich so vorgesehen beziehungsweise 
vereinbart ist. In vielen Tarifverträgen finden 
sich entsprechende Regelungen, wonach das 
Arbeitsverhältnis bei Gewährung einer Rente 
wegen voller Erwerbsminderung mit Ablauf 
des Monats endet, in dem der Bescheid des 
Rentenversicherungsträgers zugestellt wird. 
Beginnt die Rente erst nach Zustellung des 
Rentenbescheids, endet das Arbeitsverhält-
nis mit Ablauf des dem Rentenbeginn voran-
gehenden Tags. Ähnliche Formulierungen 
werden auch in Arbeitsverträgen verwen-
det. Bei derartigen Regelungen handelt es 
sich um eine auflösende Bedingung, deren 
Wirksamkeit – in Bezug auf die Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses bei Vorliegen der jeweili-
gen Voraussetzungen des Rentenbezugs – im 
Regelfall nicht infrage steht.

Wird aus einer versicherungspflichtigen 
Beschäftigung heraus eine Rente wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit rückwirkend 
zugebilligt, das heißt durch Bescheid des 
Rentenversicherungsträgers von dem Kalen-
dermonat an zuerkannt, zu dessen Beginn 
die Anspruchsvoraussetzungen für die Rente 
erfüllt sind, und wird aufgrund der verminder-
ten Erwerbsfähigkeit keine Arbeitsleistung 
mehr erbracht und besteht kein Anspruch auf 
Arbeitsentgelt, gilt die entgeltliche Beschäf-
tigung für längstens einen Monat als fort-

bestehend, solange das Arbeitsverhältnis 
besteht. Dem steht nicht entgegen, dass der 
Rentenzubilligung in vielen Fällen ein Kran-
kengeldbezug vorausgeht und deshalb die 
Mitgliedschaft in der Kranken- und Pflegever-
sicherung erhalten bleibt beziehungsweise 
ein eigenständiges Versicherungsverhältnis 
in der Renten- und Arbeitslosenversicherung 
besteht. Insofern gilt hier der Grundsatz, dass 
Zeiten der einzelnen Arbeitsunterbrechungen 
in Bezug auf das Erreichen oder Überschrei-
ten des Monatszeitraums nicht zusammen-
zurechnen sind, sofern mehrere Unterbre-
chungstatbestände unterschiedlicher Art im 
zeitlichen Ablauf aufeinanderfolgen (zum 
Beispiel unbezahlter Urlaub im Anschluss an 
den Bezug von Krankengeld, Mutterschafts-
geld oder Elternzeit). (Beispiel 3)

Die rückwirkende Zubilligung einer Rente 
wegen voller Erwerbsminderung zieht 
eine rückwirkende Korrektur des versiche-
rungs- und beitragsrechtlichen Status (Bei-
tragsgruppenänderung) zum Zeitpunkt des 
Rentenbeginns nach sich. In der Kranken-
versicherung gilt der ermäßigte Beitrags-
satz,9 weil bei Personen mit Beginn der 
Rente wegen voller Erwerbsminderung kein 
Anspruch auf Krankengeld mehr besteht. In 
der Arbeitslosenversicherung besteht Ver-
sicherungsfreiheit.10 Wird eine volle Erwerbs-
minderungsrente auf Zeit gewährt, endet das 
Arbeitsverhältnis in aller Regel nicht. Statt-
dessen ruht das Arbeitsverhältnis mit allen 
Rechten und Pflichten für den Zeitraum der 
Rente. Die Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses aus anderen Gründen (zum Beispiel Kün-
digung, Aufhebungsvertrag) bleibt unberührt.

Auch wenn aus einer versicherungspflichtigen 
Beschäftigung heraus eine befristete Rente 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit zuge-
billigt, das heißt durch Bescheid des Renten-
versicherungsträgers nicht vor Beginn des 
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siebten Kalendermonats nach dem Eintritt 
der Minderung der Erwerbsfähigkeit geleistet 
wird, ist ein Fortbestehen der entgeltlichen 
Beschäftigung längstens für einen Monat 
anzunehmen, solange das Arbeitsverhältnis 
besteht. (Beispiel 4)

1.3	� Rente und Hinzuverdienst

Bei Personen, die trotz eines Rentenbezugs 
noch weiterhin arbeiten, kann das Arbeits-
entgelt aus der Beschäftigung die weitere – 
ungekürzte – Rentenzahlung gefährden. 
Wirkt sich der Hinzuverdienst auf die Weiter-
zahlung der Rente insofern aus, als die Rente 

entweder nicht mehr weitergezahlt oder 
umgewandelt wird, kann sich daraus auch 
eine geänderte sozialversicherungsrechtliche 
Beurteilung ergeben.

Hinzuverdienstgrenzen sind bei vollen und 
teilweisen Erwerbsminderungsrenten zu 
beachten. Bei Hinterbliebenen- und Er
ziehungsrenten wirkt sich ein Hinzuverdienst 
nur bei der Einkommensanrechnung, aber 
nicht auf die versicherungs- und beitrags-
rechtliche Beurteilung einer Beschäftigung 
aus. 

Beispiel 3	

Versicherungspflichtige Beschäftigung	

Arbeitsunfähigkeit ab� 22.10.2023

Entgeltfortzahlung bis� 2.12.2023

Krankengeld ab� 3.12.2023

Zubilligung einer unbefristeten Rente wegen voller Erwerbsminderung ab	� 1.4.2024

Zustellung des Rentenbescheids	�  17.8.2024

Eingang der Rentenmitteilung bei der Krankenkasse� 14.8.2024

Krankengeldbezug bis� 14.8.2024

Ende des Arbeitsverhältnisses� 31.8.2024

Nach dem Ende des Krankengeldbezugs besteht das versicherungspflichtige Beschäf-
tigungsverhältnis vom 15.8. bis zum 31.8.2024 fort. Eine etwaige Einmalzahlung nach 
Ende der Beschäftigung wäre beitragspflichtig, weil für die Zeit vom 15.8. bis 31.8.2024 
SV-Tage anzusetzen sind und diese bei der Ermittlung der anteiligen Jahresbeitragsbe-
messungsgrenzen zählen.	

Da die versicherungspflichtige Beschäftigung vom 15.8. bis 31.8.2024 weiterhin 
besteht, kann keine Versicherungspflicht in der Kranken- und Pflegeversicherung 
aufgrund des Rentenbezugs für diesen Zeitraum eintreten.
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Hinzuverdienst neben einer Altersrente
Die Hinzuverdienstgrenzen bei vorgezogenen 
Altersrenten sind seit dem 1. Januar 2023 
weggefallen. Mit dem Bezug einer vorgezoge-
nen Altersrente kann seitdem hinzuverdient 
werden, ohne dass es zu einer Anrechnung 
auf die Rente und damit zu einer Rentenum-
wandlung kommt.

Hinzuverdienst und Erwerbsminderungs­
rente
Renten wegen (voller oder teilweiser) Er
werbsminderung werden nur gezahlt, wenn 
bestimmte Hinzuverdienstgrenzen nicht über
schritten werden. Beim Hinzuverdienst wird 
zwischen der Rente wegen voller und der 

Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung 
unterschieden. (Tabelle 2) 

Es kommt nicht darauf an, wann im Kalen-
derjahr der Hinzuverdienst erzielt wird. Der 
Hinzuverdienst darf aber grundsätzlich nur 
innerhalb des Restleistungsvermögens, also 
bei einer Rente wegen voller Erwerbsminde-
rung in einer Beschäftigung oder Tätigkeit 
von unter drei Stunden täglich und bei einer 
Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung in 
einer Beschäftigung oder Tätigkeit von unter 
sechs Stunden täglich, erzielt werden. 

Bei einem Hinzuverdienst ist daher stets zu 
prüfen, ob unter Berücksichtigung der diesem 

Beispiel 4	

Versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis	

Arbeitsunfähigkeit ab� 22.10.2023

Entgeltfortzahlung bis� 2.12.2023

Krankengeld ab� 3.12.2023

Zubilligung einer befristeten Rente wegen voller Erwerbsminderung ab� 1.8.2024

Zustellung des Rentenbescheids� 22.6.2024

Eingang der Rentenmitteilung bei der Krankenkasse� 19.6.2024

Krankengeldbezug bis� 31.7.2024

Ende des Arbeitsverhältnisses � offen

Nach dem Ende des Krankengeldbezugs kommt ein Fortbestehen des versicherungs-
pflichtigen Beschäftigungsverhältnisses für die Zeit vom 1.8. bis 31.8.2024 in Betracht.

Eine etwaige Einmalzahlung wäre beitragspflichtig, da für die Zeit vom 1.8. bis 
31.8.2024 SV-Tage anzusetzen sind und diese bei der Ermittlung der anteiligen 
Jahresbeitragsbemessungsgrenzen zählen.	

Da die versicherungspflichtige Beschäftigung vom 1.8. bis zum 31.8.2024 weiterhin 
besteht, kann keine Versicherungspflicht in der Kranken- und Pflegeversicherung 
aufgrund des Rentenbezugs eintreten.	
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Hinzuverdienst zugrunde liegenden Erwerbs-
tätigkeit weiterhin verminderte Erwerbs
fähigkeit vorliegt. Solange die Tätigkeit die 
vorliegende verminderte Erwerbsfähigkeit 
nicht beseitigt, besteht der Rentenanspruch 
dem Grunde nach weiter. Steht die Tätigkeit 
der Annahme der verminderten Erwerbsfä-
higkeit jedoch entgegen, ist die Rente zu ent-
ziehen. 

Die Hinzuverdienstgrenzen knüpfen an die 
monatliche Bezugsgröße an und verändern 
sich damit entsprechend der Entwicklung 
der Löhne und Gehälter. Der übersteigende 
Betrag wird zu 40 Prozent von der Rente 
abgezogen. (Beispiel 5)

Eine Rente wegen teilweiser Erwerbsminde-
rung kann nur dann in voller Höhe gezahlt 

werden, wenn die kalenderjährliche Hinzu-
verdienstgrenze nicht überschritten wird. Die 
Rente wird gekürzt, wenn der kalenderjähr-
liche Hinzuverdienst die kalenderjährliche 
Hinzuverdienstgrenze überschreitet. Auch hier 
führen 40 Prozent des die Hinzuverdienst-
grenze übersteigenden Betrags zu einer 
Rentenkürzung. (Beispiel 6)

Für die Hinzuverdienstprüfung ist der vo
raussichtliche Hinzuverdienst in einer voraus
schauenden Betrachtung (Prognose) zu 
ermitteln. Grundlage der Prognose können 
neben den Angaben der rentenbeziehenden 
Person Arbeitsverträge, Arbeitgeberbeschei-
nigungen oder bei Selbstständigen Beschei-
nigungen der Steuerberatung oder der letzte 
Einkommensteuerbescheid sein. Für die Ein-
kommensanrechnung werden vom Rentenver-

Tabelle 2: Renten wegen voller und teilweiser Erwerbsminderung

Jährliche Hinzuverdienstgrenzen bei:

Rente wegen voller 
Erwerbsminderung

3/8 der 14fachen monatlichen Bezugsgröße  
für 2024: 18.558,75 €

Rente wegen teilweiser 
Erwerbsminderung

6/8 der 14fachen monatlichen Bezugsgröße  
für 2024: 37.117,50 €

Beispiel 5

1.200 € monatliche Rente wegen voller Erwerbsminderung

14.190 € jährlicher Hinzuverdienst (West)

14.190,00 € 
– 18.558,75 € 

– 4.368,75 €
(Hinzuverdienstgrenze West)

Der jährliche Hinzuverdienst erreicht die Hinzuverdienstgrenze nicht. Die Rente wird 
daher ungekürzt in Höhe von 1.200 € gezahlt.
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sicherungsträger zunächst die Bruttobeträge 
des Einkommens ermittelt. Davon werden 
Pauschalwerte abgezogen, um ein Nettoein-
kommen zu erhalten. Die Pauschalwerte sol-
len den tatsächlichen Abzügen relativ nahe 
kommen. Bei Beschäftigten werden 40 Pro-
zent abgezogen.

Der Rentenversicherungsträger prognosti-
ziert bei jedem Rentenbeginn sowie einmal 
jährlich den voraussichtlichen Hinzuverdienst 
und legt ihn bei der Ermittlung der Renten-
höhe zugrunde.

Auf Antrag der Person mit Rentenbezug kann 
zudem bei Hinzutritt, Wegfall oder Änderung 
des laufenden Hinzuverdiensts um mindes-
tens 10 Prozent eine neue Prognose zugrunde 
gelegt werden.

Hinterbliebenenrenten
Die Anrechnung von Einkommen ist bei Hin-
terbliebenenrenten und Erziehungsrenten 
anders als bei Renten wegen Erwerbsminde-
rung. Personen, die eine Hinterbliebenenrente 
beziehen, dürfen nur eingeschränkt renten-
unschädlich hinzuverdienen. Hier wird das 
Nettoeinkommen zu 40 Prozent auf die Rente 

Tabelle 3: Freibeträge seit 1. Juli 2023

Betrag bundesweit

Freibetrag für Witwen-/Witwer-/Erziehungsrenten 992,64 €

Erhöhungsbetrag für jedes Kind 210,56 €

Beispiel 6

700 € monatliche Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung

38.400 € kalenderjährlicher Hinzuverdienst

1. Schritt 38.400,00 € 
– 37.117,50 € 

1.282,50 €
(Hinzuverdienstgrenze West)

2. Schritt 1.282,50 € × 1/12 × 40 % = 42,75 €

700,00 € 
– 42,75 € 
657,25 €

(anzurechnender Hinzuverdienst) 
(Teilrente wegen teilweiser Erwerbsminderung)

Mit dem kalenderjährlichen Hinzuverdienst in Höhe von 38.400 € wird die kalender
jährliche Hinzuverdienstgrenze von 37.117,50 € um 1.282,50 € überschritten.

Ein Zwölftel von 1.282,50 € sind 106,88 €. Von diesem Betrag werden 40 % (= 42,75 €) 
von der Monatsrente (700 €) abgezogen. Die gekürzte Rente beträgt 657,25 €.
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angerechnet, vorausgesetzt, der Freibetrag 
(26,4-Fache des aktuellen Rentenwerts) ist 
überschritten. Der aktuelle Rentenwert wird 
jeweils zum 1. Juli eines Jahres neu festge-
legt. Für Kinder, die Anspruch auf Waisen-
rente haben, erhöht sich der Freibetrag um 
jeweils das 5,6-Fache des aktuellen Renten-
werts. Für Waisen gelten keine Einkommens-
grenzen. Sie dürfen unbegrenzt hinzuverdie-
nen. (Tabelle 3)

Berücksichtigung von Einkünften
Die Hinzuverdienstmöglichkeiten beziehen 
sich nicht nur auf Einkünfte aus Arbeit, also 
aus Arbeitnehmerbeschäftigung oder selbst-
ständiger Tätigkeit. Auch Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb, aus selbstständiger Arbeit 
und aus Land- und Forstwirtschaft sowie 
dem Arbeitsentgelt vergleichbarem Ein-
kommen gelten als Hinzuverdienst. Andere 
Bezüge, wie zum Beispiel Renten, Pensionen 
oder Einkünfte aus Vermietung und Verpach-
tung, berühren die Rentenansprüche nicht. 
Vor Vereinbarung eines bestimmten Arbeits-
entgelts sollten die individuellen Hinzuver-
dienstgrenzen vom Rentenversicherungsträ-
ger konkret ausgerechnet werden. 

1.4	� Beschäftigung und Pen­
sion/Versorgungsbezug

Kranken- und Pflegeversicherung
Verbeamtete, Richterinnen und Richter, Sol-
datinnen und Soldaten auf Zeit und Berufs-
soldatinnen und -soldaten der Bundeswehr 
sowie sonstige Beschäftigte des Bundes, 
eines Landes, eines Gemeindeverbandes, 
einer Gemeinde, von öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften, Anstalten, Stiftungen oder 
Verbänden öffentlich-rechtlicher Körper-
schaften oder deren Spitzenverbänden, 
Geistliche der als öffentlich-rechtliche 
Körperschaften anerkannten Religionsgesell-

schaften sowie Lehrkräfte, die an privaten 
genehmigten Ersatzschulen hauptamtlich 
beschäftigt werden, sind versicherungsfrei, 
wenn ihnen ein Anspruch auf Ruhegehalt 
oder ähnliche Bezüge zuerkannt ist und 
sie Anspruch auf Beihilfe im Krankheitsfall 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen haben.11 Diese Personen blei-
ben selbst dann versicherungsfrei, wenn sie 
in einer nebenher ausgeübten Beschäftigung 
grundsätzlich der Krankenversicherungs-
pflicht unterliegen würden.12

Diese Regelung stellt sicher, dass Personen, 
die während ihres Erwerbslebens krankenver-
sicherungsfrei waren, dies auch beim Emp-
fang von Ruhegehalt bleiben. Voraussetzung 
ist jedoch, dass sie weiterhin Anspruch auf 
Beihilfe haben und diese im Krankheitsfall 
gegen ihren früheren Arbeitgeber geltend 
machen können. Diese Regelung gilt im Übri-
gen nur für die pensionierte Person selbst, 
nicht dagegen bei Bezug von Hinterbliebe-
nenversorgungen. Beispielsweise eine Bezie-
herin von Witwengeld, die in einer versiche-
rungspflichtigen entgeltlichen Beschäftigung 
steht, wird von dieser Versicherungspflicht 
also nicht befreit.

Rentenversicherung
Personen, die nach beamtenrechtlichen Vor
schriften eine Versorgung nach Erreichen 
einer Altersgrenze beziehen, sind renten-
versicherungsfrei.13 Hierzu hat das BSG zur 
Rentenversicherungsfreiheit von ausgeschie-
denen Berufssoldaten und -soldatinnen aus-
geführt, dass eine Versorgung auch bei Errei-
chen besonderer Altersgrenzen vorliegt. Nach 
allgemeinem Beamtenrecht ist die Alters-
grenze, nach deren Erreichen verbeamtete 
Personen auf Lebenszeit in den Ruhestand 
treten, das vollendete 65. Lebensjahr.14 Auf 
ihren Antrag kann eine schwerbehinderte 
verbeamtete Person schon mit Vollendung 
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des 60. Lebensjahrs, sonst – von Übergangs-
regelungen abgesehen – mit Vollendung des 
63. Lebensjahrs in den Ruhestand versetzt 
werden.15 Außerdem kann für einzelne Beam-
tengruppen gesetzlich eine andere Alters-
grenze bestimmt werden.16

Wenn durch Bundes- oder Landesgesetz 
andere (niedrigere) Altersgrenzen als nach 
allgemeinem Beamtenrecht für die Verset-
zung in den Ruhestand vorgeschrieben wer-
den, besteht auch Rentenversicherungsfrei-
heit. Dies gilt grundsätzlich auch dann, wenn 
Bundes- oder Landesgesetze eine Zurruheset-
zung wegen Erreichens einer Altersgrenze nur 
auf Antrag vorsehen. Ebenso wie Personen 
mit einer Altersrente (» 1.1.2) können die-
jenigen, die eine Altersversorgung beziehen, 
durch schriftliche Erklärung auf die Versiche-
rungsfreiheit verzichten.

Arbeitslosenversicherung
In der Arbeitslosenversicherung begründet 
der Bezug von Versorgungsbezügen keine 
Versicherungsfreiheit. Diese kann lediglich 
dann bestehen, wenn zum Beispiel aufgrund 
des Lebensalters die Voraussetzungen der 
Versicherungsfreiheit erfüllt sind.

1.5	� Bezug von berufs­
ständischer Versorgung

Der Bezug einer Altersversorgung aus einer 
berufsständischen Versorgungseinrichtung 
wird für die Beurteilung der Rentenversiche-
rungsfreiheit den übrigen Altersversorgungen 
gleichgestellt. So bleiben die, die eine solche 
Versorgung beziehen, nach Erreichen einer 
Altersgrenze bei Ausübung einer Beschäf-
tigung rentenversicherungsfrei. Kranken-, 
Pflege- und Arbeitslosenversicherungspflicht 
besteht, soweit keine anderen Voraussetzun-
gen der Versicherungsfreiheit vorliegen.

Wer wegen einer Mitgliedschaft in einer 
öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung auf Antrag von der 
Rentenversicherungspflicht befreit wurde, ist 
in einer Beschäftigung während des Bezugs 
einer Versorgung aus dieser Versicherungs- 
oder Versorgungseinrichtung rentenversi-
cherungsfrei. Der Arbeitgeber hat allerdings 
seinen Beitragsanteil an den zuständigen 
Rentenversicherungsträger zu entrichten.

Der nachfolgenden Übersicht ist die sozial-
versicherungsrechtliche Beurteilung von 
Beschäftigten mit Versorgungsbezug zu ent-
nehmen. (Infografik 3)

Wer einen Versorgungsbezug aus einer 
berufsständischen Versorgungseinrichtung 
erhält, ist bei Ausübung eines Minijobs ren-
tenversicherungsfrei. Eine Befreiung von der 
grundsätzlichen Rentenversicherungspflicht 
ist also nicht notwendig. Der Arbeitgeber hat 
dennoch den Pauschalbeitrag zur Renten-
versicherung von 15 Prozent und – sofern die 
Person in Rente in der gesetzlichen Kranken-
versicherung versichert ist – den Pauschal-
beitrag zur Krankenversicherung von 13 Pro-
zent an die Minijob-Zentrale zu entrichten. 
(Beispiel 7)

1.6	� Rentenversicherungs­
freiheit weiterer Personen

Rentenversicherungsfrei sind Personen, die
•	 bis zur Vollendung der Regelaltersgrenze 

nicht versichert waren,
•	 nach Erreichen der Regelaltersgrenze aus 

ihrer Versicherung eine Beitragserstattung 
erhalten haben.17

Diese Regelung geht davon aus, dass die 
in Betracht kommenden Personen bis zum 
Erreichen der Regelaltersgrenze eine andere 
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Infografik 3:  
Sozialversicherungsrechtlicher Status von Beschäftigten mit Pensionen 
oder Versorgungsbezügen

Versicherungs-
pflichtig in der … KV RV ALV PV

Beitrags-
satz

Beitrags-
gruppe

Beitrags-
satz

Beitrags-
gruppe

Beitrags-
satz

Beitrags-
gruppe

Beitrags-
satz

Beitrags-
gruppe

Beamtenrechtliche 
Versorgung  
nach Erreichen einer 
Altersgrenze, jedoch vor 
Vollendung des für den 
Anspruch auf Regel-
altersrente maßgebenden 
Lebensjahrs

nein 0 teilweise 3 ja 1 nein 0

nur AG-Anteil

Beamtenrechtliche 
Versorgung  
wegen Dienstunfähigkeit

nein 0 Ja 1 ja 1 nein 0

Beamtenrechtliche 
Versorgung  
nach Vollendung des für 
den Anspruch auf Regel-
altersrente maßgebenden 
Lebensjahrs

nein 0 teilweise 3 teilweise 2 nein 0

nur AG-Anteil nur AG-Anteil

Berufsständische 
Versorgung  
vor Vollendung des 
für den Anspruch auf 
Regelaltersrente maßge-
benden Lebensjahrs

ja 3 Ja 1 ja 1 Ja 1

ermäßigt

Berufsständische 
Versorgung  
nach Vollendung des 
für den Anspruch auf 
Regelaltersrente maßge-
benden Lebensjahrs

ja 3 teilweise 3* ja 2 Ja 1

ermäßigt nur AG-Anteil nur AG-Anteil

* Verzicht auf Rentenversicherungsfreiheit möglich
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Alterssicherung aufgebaut haben. Eine Vor-
versicherung im Sinn der ersten Alternative 
liegt im Übrigen nicht vor, soweit die die Ver-
sicherung begründenden Beiträge erstattet 
wurden. Eine Beitragserstattung im Sinne 
der zweiten Alternative liegt nur vor, wenn 
es sich um eine solche aus eigener Versiche-
rung handelt, das heißt, es müssen zu Recht 
entrichtete Beiträge18 erstattet worden sein. 
Eine Beitragserstattung an Hinterbliebene 
spielt in diesem Zusammenhang keine Rolle. 
Bei Personen, die nach Vollendung der Regel-
altersgrenze eine Beitragserstattung aus 
ihrer Versicherung erhalten haben, wirkt die 
Rentenversicherungsfreiheit rückwirkend von 
dem Tag der Antragstellung auf Beitrags-
erstattung an.

  
Zusammenfassung
•	 Hinzuverdienstgrenzen sind nur bei 

Renten wegen Erwerbsminderung 
zu beachten.

•	 Beeinflusst der Hinzuverdienst auch 
die Art der Rente (volle oder teil-
weise Erwerbsminderungsrente), 
können sich Auswirkungen auf die 
versicherungsrechtliche Beurteilung 
einer Beschäftigung ergeben.

•	 Üben pensionierte Personen eine 
Beschäftigung aus, ist diese zwar 
kranken- und pflegeversicherungs-
frei, kann aber durchaus renten- 
und/oder arbeitslosenversiche-
rungspflichtig sein.

•	 Personen, die eine berufsständische 
Versorgung beziehen, sind grund-
sätzlich rentenversicherungsfrei, 
können aber kranken-, pflege- und 
arbeitslosenversicherungspflichtig 
sein.

Beispiel 7

Hans Lehmann erhält Versorgungsbezüge von einer berufsständischen Versorgungs
einrichtung. Er ist 67 Jahre. Seit einiger Zeit arbeitet er wöchentlich 8 Stunden gegen ein 
monatliches Entgelt von 500 €.

Es bestehen Krankenversicherungsfreiheit und keine Pflegeversicherungspflicht sowie 
Renten- und Arbeitslosenversicherungsfreiheit. Zur Kranken- und Rentenversicherung 
sind vom Arbeitgeber Pauschalbeiträge an die Minijob-Zentrale zu entrichten.
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2	 Altersteilzeit
2.1	 Personenkreis

Altersteilzeitarbeit im Sinne des AltersTZG 
können Beschäftigte leisten,
•	 die das 55. Lebensjahr vollendet haben, 
•	 aufgrund einer Vereinbarung mit ihrem 

Arbeitgeber ihre Arbeitszeit auf die Hälfte 
der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit 
verringern und

•	 die in den letzten fünf Jahren vor Beginn 
der Altersteilzeit mindestens 1.080 Kalen-
dertage (drei Jahre) arbeitslosenversiche-
rungspflichtig beschäftigt gewesen sind.19

Für den Arbeitgeber lohnt es sich heute 
und in Zukunft, seine Sozialversicherungs­
beiträge mit der AOK abzurechnen. Bei 
der Gesundheitskasse kümmern sich zahl­
reiche Mitarbeitende um Ihre Anliegen 
und bieten kompetente Beratung. Nutzen 
Sie unseren Service vor Ort. Die AOK-
Geschäftsstelle in Ihrer Nähe finden Sie 
unter: aok.de/fk/kontakt

Die Altersteilzeit ist vor ihrem Beginn zu ver-
einbaren und muss sich zumindest auf die 
Zeit erstrecken, bis zu der eine Altersrente 
beansprucht werden kann. Liegt das ver-
einbarte Ende der Altersteilzeit vor dem 
Erreichen des Rentenalters, sind die Voraus-
setzungen des AltersTZG nicht erfüllt. Für die 
Dauer der Altersteilzeit müssen Beschäftigte 
arbeitslosenversicherungspflichtig sein.
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Um den finanziellen Verlust von Beschäftig-
ten während der Altersteilzeitarbeit und bei 
der später zu erwartenden Rente zu mindern, 
stockt der Arbeitgeber das Arbeitsentgelt auf 
und entrichtet zusätzliche Beiträge zur Ren-
tenversicherung.

2.2	 Arbeitszeitmodelle

Die Dauer der Altersteilzeit ist abhängig 
vom individuellen Rentenbeginn des oder der 
Beschäftigten. Wie bis dahin die Arbeitszeit 
verteilt wird, bleibt den Vertragspartnern 
überlassen. Denkbar sind kontinuierliche 
Arbeitszeitmodelle, zum Beispiel die klassi-
sche Halbtagsbeschäftigung, aber auch ein 
täglicher, wöchentlicher oder monatlicher 
Wechsel zwischen Arbeit und Freizeit ist 
möglich. Entscheidend ist, dass die Arbeits-
zeit über die gesamte Dauer der Altersteilzeit 
halbiert wird.

Ob Teilzeit oder Blockmodell: Die Arbeits­
zeit muss über die gesamte Dauer der 
Altersteilzeit halbiert werden.

Bei der diskontinuierlichen Variante der 
Altersteilzeit werden zwei gleich große 
Zeitblöcke gebildet. In diesem Blockmodell 
schließt sich eine Freizeitphase an die vo
rangegangene Arbeitsphase an. Bei diesem 
Modell arbeitet der oder die Beschäftigte 
zunächst weiterhin im Umfang der bisherigen 
Arbeitszeit, erhält aber nur die Hälfte des 
bisherigen Arbeitsentgelts zuzüglich eines 
finanziellen Ausgleichs – den sogenannten 
Aufstockungsbetrag (» 2.5). Mit der anderen 
Hälfte des Arbeitsentgelts wird ein Wert
guthaben aufgebaut, das dann in der Frei-
zeitphase den Lebensunterhalt der oder des 

Beschäftigten sichert. Dies ist die am häu-
figsten anzutreffende Art der Altersteilzeit.

Möglich sind auch Altersteilzeitmodelle, die 
sowohl Phasen der diskontinuierlichen als 
auch der kontinuierlichen Verteilung beinhal
ten. Der zulässige Zeitraum für die Vertei-
lung der Arbeitszeit im Blockmodell beträgt 
grundsätzlich bis zu drei Jahre (eineinhalb 
Jahre Arbeit gefolgt von eineinhalb Jahren 
Freizeit). 

Wichtig ist, dass die durchschnittliche 
wöchentliche Arbeitszeit im Verteilungszeit-
raum die Hälfte der bisherigen wöchentlichen 
Arbeitszeit nicht überschreitet. Außerdem 
muss das aus der Beschäftigung erzielte 
Arbeitsentgelt den Grenzwert für eine versi-
cherungsfreie geringfügig entlohnte Beschäf-
tigung von 538 Euro monatlich übersteigen. 
Dieser Grenzwert kann insbesondere bei der 
Vereinbarung von Altersteilzeit mit bereits 
Teilzeitbeschäftigten Bedeutung haben.

Nähere Informationen zu Minijobs finden 
Sie unter: aok.de/arbeitgeber › Sozial­
versicherung › Minijobs

2.3	� Mindest-/Höchstdauer 
der Altersteilzeit

Die Vereinbarung mit dem Unternehmen über 
die Altersteilzeitarbeit muss sich zumindest 
auf die Zeit bis zu einem Anspruch auf eine 
Altersrente erstrecken. Dies ist der Zeitpunkt, 
an dem:
•	 eine (gegebenenfalls geminderte) Alters-

rente aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung beansprucht werden kann oder

•	 bei Befreiung von der Rentenversicherungs-
pflicht das 65. Lebensjahr vollendet wird 

https://www.aok.de/fk/sozialversicherung/minijobs/
https://www.aok.de/fk/sozialversicherung/minijobs/
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beziehungsweise vorher eine der Alters-
rente vergleichbare Leistung einer Versi-
cherungs- oder Versorgungseinrichtung 
oder eines Versicherungsunternehmens 
oder

•	 eine ähnliche Leistung öffentlich-recht-
licher Art (zum Beispiel eine ausländische 
Altersrente) beansprucht werden kann.

Altersteilzeitarbeit kann höchstens bis zum 
Ablauf des Monats des Erreichens der Regel-
altersgrenze vereinbart werden, da ab dem 
Folgemonat Versicherungsfreiheit in der 
Arbeitslosenversicherung eintritt. Bei Ver-
einbarung eines Teilzeitmodells über diesen 
Zeitpunkt hinaus ist daher die Voraussetzung 
der Altersteilzeitarbeit nach dem AltersTZG 
nur bis zum Ablauf des Monats des Erreichens 
der Regelaltersgrenze erfüllt. Altersteilzeit-
vereinbarungen im Blockmodell, die über den 
Zeitpunkt des Erreichens der Regelalters-
grenze hinaus vereinbart werden, erfüllen von 
Beginn an die Voraussetzungen der Alters-
teilzeitarbeit nach dem AltersTZG nicht, da in 
diesen Fällen in der Zeit bis zum Ablauf des 
Monats des Erreichens der Regelaltersgrenze 
die Hälftigkeit der wöchentlichen Arbeits-
zeit nicht gegeben sein wird. Dies gilt bei der 
Verlängerung einer bestehenden Altersteil-
zeitvereinbarung im Blockmodell über diesen 
Zeitpunkt hinaus ab dem Zeitpunkt, zu dem 
die Verlängerung vereinbart wird. Allerdings 
kann im Anschluss an eine Altersteilzeitarbeit 
eine Beschäftigung nach § 7 Abs. 1 SGB IV 
beziehungsweise in Zeiten der Freistellungs-
phase eine Beschäftigung nach § 7 Abs. 1a 
SGB IV fortbestehen.

Die Möglichkeit der Inanspruchnahme einer 
vorgezogenen (geminderten oder ungemin-
derten) Altersrente aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung vor Erreichen der Regelal-
tersgrenze steht der zulässigen Vereinbarung 
von Altersteilzeitarbeit bis zum Ablauf des 
Monats des Erreichens der Regelaltersgrenze 
nicht entgegen. Vielmehr sollte nach der 
Intention des Gesetzgebers mit der Altersteil-
zeitarbeit unter anderem gerade dem vorzei-
tigen Bezug einer Altersrente aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung entgegengewirkt 
werden. Nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 AltersTZG muss 
sich die Altersteilzeitvereinbarung daher 
auch lediglich zumindest bis zum Zeitpunkt, 
zu dem ein Anspruch auf Altersrente besteht, 
erstrecken. Dies gilt bei einer gegebenenfalls 
entsprechenden Möglichkeit des Bezugs einer 
vergleichbaren vorgezogenen Leistung von 
Versorgungs- oder Versicherungseinrichtun-
gen beziehungsweise Versicherungsunter-
nehmen oder einer vergleichbaren Leistung 
öffentlich-rechtlicher Art (zum Beispiel einer 
entsprechenden Auslandsrente) analog.

2.4	� Reduzierung der 
Arbeitszeit

Kernbestandteil der Altersteilzeit ist die 
Reduzierung der Arbeitszeit. Dabei kommt 
es auf die wöchentliche Arbeitszeit an, die 
mit dem oder der Beschäftigten unmittelbar 
vor dem Übergang in die Altersteilzeit ver-
einbart war, höchstens jedoch die im Durch-
schnitt der letzten 24 Monate vereinbarte 
Arbeitszeit. Bei der Durchschnittsberechnung 
wird die bisherige regelmäßige Arbeitszeit 
unabhängig von einer Regelung in einem 
Tarifvertrag festgestellt. Ferner werden 
auch Arbeitszeiten berücksichtigt, die über 
der tariflichen regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit lagen.20 
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2.5	� Aufstockung des 
Arbeitsentgelts

Die Reduzierung der Arbeitszeit bedeutet für 
Beschäftigte einen Einkommensverlust. Um 
diesen während der Dauer der Altersteilzeit 
zu mindern, sieht das AltersTZG vor, dass der 
Arbeitgeber das Bruttoarbeitsentgelt auf-
stockt.

Laufende oder einmalige Arbeitsentgeltbe-
standteile, die dem oder der in Altersteilzeit 
Beschäftigten – wie den in Vollzeit Tätigen – 
für den gesamten Zeitraum der vereinbarten 
Altersteilzeit auf der Basis des bisherigen 
Arbeitsentgelts weitergezahlt werden (zum 
Beispiel Jubiläumsvergütung), können durch 
vertragliche Vereinbarung von der Aufsto-
ckung zum Arbeitsentgelt ausgenommen 
werden.21

Die aktuellen Beiträge und Rechengrößen 
finden Sie unter: aok.de/fk/beitragssaetze

Basis für die Aufstockung des Arbeitsentgelts 
ist das Regelarbeitsentgelt für die Altersteil
zeitarbeit. Dieses ist um mindestens 20 Pro-
zent aufzustocken, wobei die Aufstockung 
auch weitere Entgeltbestandteile umfassen 
kann. Das Regelarbeitsentgelt umfasst das 
im jeweiligen Lohnabrechnungszeitraum 
für die Altersteilzeitarbeit regelmäßig zu 
zahlende beitragspflichtige Arbeitsentgelt, 
soweit es die monatliche Beitragsbemes-
sungsgrenze in der Arbeitslosenversiche-
rung (2024: 7.550 Euro West/7.450 Euro Ost) 
nicht überschreitet. Entgeltbestandteile, die 
nicht laufend gezahlt werden (zum Beispiel 
Jahressondervergütungen, Mehrarbeitsver-
gütungen), sind nicht zu berücksichtigen. Ein-
malzahlungen, die arbeitsrechtlich zulässig 

in jedem Kalendermonat zu einem Zwölftel 
ausgezahlt werden, verlieren ihren Charakter 
als Einmalzahlungen und erhöhen das Regel-
arbeitsentgelt.

Es handelt sich somit grundsätzlich um die 
Hälfte des ohne Altersteilzeit maßgeblichen 
laufenden Arbeitsentgelts (Vollzeitarbeits-
entgelt). Zum Regelarbeitsentgelt können – 
neben dem laufenden Arbeitsentgelt – unter 
anderem gehören:
•	 Vermögenswirksame Leistungen
•	 Prämien und Zulagen
•	 Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und 

Nachtarbeit
•	 Sachbezüge und sonstige geldwerte Vor-

teile, zum Beispiel Jahreswagenrabatte, 
Kraftfahrzeugüberlassung zum privaten 
Gebrauch

Zulagen gehören zum Regelarbeitsentgelt, 
wenn sie für bestimmte Arbeiten gewährt 
werden, die nach dem Arbeitsvertrag regel-
mäßig (monatlich) zu leisten sind und auch 
künftig durch den Arbeitgeber abgefordert 
werden sollen. Hierzu gehören zum Bei-
spiel Schmutzzulagen oder Leistungs- und 
Erschwerniszulagen. Unschädlich ist es, wenn 
der oder die Beschäftigte die zulagenbegrün-
dende Tätigkeit in einzelnen Monaten tat-
sächlich nicht ausübt.

Zum regelmäßig zu zahlenden sozialversi-
cherungspflichtigen Arbeitsentgelt gehören 
auch solche Zulagen, deren Anfall nicht von 
vornherein feststeht, wenn eine rückschau-
ende Betrachtung ergibt, dass sie tatsäch-
lich zuletzt regelmäßig erzielt worden sind. 
Hierfür ist Monat für Monat, in dem jeweils 
eine beitragspflichtige Zulage erzielt wor-
den ist, festzustellen, ob diese Zulage in den 
jeweiligen zurückliegenden drei Monaten 
durchgehend als beitragspflichtiger Entgelt-
bestandteil angefallen ist. Ist dies der Fall, 

https://www.aok.de/fk/tools/weitere-inhalte/beitraege-und-rechengroessen-der-sozialversicherung/beitragssaetze/beitragssaetze-2023/
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zählt die im jeweiligen Abrechnungsmonat zu 
zahlende Zulage zum Regelarbeitsentgelt, 
anderenfalls nicht. Zeiten einer Abwesenheit 
(Urlaub, Krankheit) werden bei der Festle-
gung des jeweiligen Referenzzeitraums von 
drei Monaten ausgeklammert.

Dem Arbeitgeber bleibt die Aufstockung 
unregelmäßig zu zahlender Zulagen unbe-
nommen. 

Entgeltbestandteile des Regelarbeitsent-
gelts, die den in Altersteilzeit Beschäftigten 
– wie den Vollzeitbeschäftigten – für den 
gesamten Zeitraum der vereinbarten Alters-
teilzeit in unverminderter Höhe weitergezahlt 
werden (zum Beispiel geldwerter Vorteil, 
vermögenswirksame Leistungen), können 
durch vertragliche Vereinbarung von der Auf-
stockung zum Arbeitsentgelt ausgenommen 
werden.

2.6	� Zusätzliche Beiträge zur 
Rentenversicherung

Die Höhe des Arbeitsentgelts wirkt sich 
unmittelbar auf die spätere Rente aus. Da 
Beschäftigte während der Altersteilzeit durch 
die Reduzierung der Arbeitszeit ein geringeres 
Arbeitsentgelt erhalten, sinkt auch das Ren-
tenniveau. Um hier einen Ausgleich zu schaf-
fen, sind neben der Entgeltaufstockung vom 
Arbeitgeber zusätzliche Beiträge zur gesetz-
lichen Rentenversicherung zu zahlen und vom 
Arbeitgeber allein zu tragen.22

Die Berechnungsbasis des zusätzlichen Ren-
tenversicherungsbeitrags ist die sogenannte 
zusätzliche beitragspflichtige Einnahme.

2.7	 Soziale Sicherung

Für diejenigen, die Altersteilzeitarbeit im 
Sinne des AltersTZG leisten, gelten grund-
sätzlich die in den einzelnen Sozialversiche-
rungszweigen bestehenden allgemeinen ver-
sicherungsrechtlichen Regelungen.

Besonderheiten ergeben sich allerdings bei 
der Altersteilzeit im Blockmodell. Hier ist 
auch in der Freizeitphase für die Versiche-
rungspflicht eine kontinuierliche Zahlung des 
Arbeitsentgelts erforderlich – das heißt, das 
Arbeitsentgelt muss auf den gesamten Zeit-
raum, für den Altersteilzeit vereinbart worden 
ist, verteilt werden. Während der Freistellung 
von der Arbeitsleistung besteht nur dann 
noch eine Beschäftigung gegen Arbeitsent-
gelt, wenn für diese Zeit Arbeitsentgelt fällig 
wird, das mit einer vor oder nach der Freistel-
lung erbrachten Arbeitsleistung erzielt wurde 
beziehungsweise erzielt wird.23

Beginn der Altersteilzeit
Altersteilzeit beginnt nach Abschluss der 
schriftlichen Vereinbarung, wenn die maß-
geblichen Voraussetzungen vorliegen. Dies 
gilt bei diskontinuierlicher Verteilung (Block-
modell) der Arbeitszeit ab dem Beginn der 
Ansparung (Vorarbeit) von Wertguthaben 
(» 2.10) für eine Freistellung. Diese Vereinba-
rung kann nur für die Zukunft abgeschlossen 
werden. Bereits abgelaufene Arbeitszeiten, in 
denen tatsächlich keine Altersteilzeitarbeit 
ausgeübt worden ist, können nicht nachträg-
lich umgewandelt werden. Eine Rückdatie-
rung von Altersteilzeitverträgen ist rechtlich 
unzulässig.

Ausnahmen: Altersteilzeit wird bereits vor 
dem endgültigen Abschluss eines Tarifver-
trags im Hinblick auf die zu erwartenden 
Regelungen vereinbart und ausgeübt. Bei 
einer Vereinbarung einer Altersteilzeitarbeit 
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über einen Zeitraum von mehr als drei Jahren 
gilt dies nur insoweit, als der entsprechende 
Tarifvertrag Rückwirkung hat. Zudem ist 
die rückwirkende Vereinbarung von Alters-
teilzeitarbeit durch arbeitsgerichtliche Ent-
scheidung oder arbeitsgerichtlichen Vergleich 
möglich. Bei der nachträglichen Umstellung 
einer Beschäftigung auf Altersteilzeitarbeit 
erfolgt die rückwirkende versicherungs-, 
beitrags- und melderechtliche Abwicklung 
in der Annahme, die Altersteilzeitvereinba-
rung hätte bereits von Beginn an bestanden. 
Dabei sind die für den jeweiligen Zeitraum 
geltenden Rechengrößen zu berücksichtigen.

Krankenversicherung
Für die Dauer der Altersteilzeit sind Beschäf-
tigte grundsätzlich krankenversicherungs-
pflichtig.24 Sie sind jedoch krankenver-
sicherungsfrei, wenn ihr regelmäßiges 
Jahresarbeitsentgelt während der Altersteil-
zeit weiterhin die Jahresarbeitsentgeltgrenze 
übersteigt.25 Bei der Ermittlung des regelmä-
ßigen Jahresarbeitsentgelts sind auch Ein-
malzahlungen, die mit hinreichender Sicher-
heit zu erwarten sind, zu berücksichtigen. 
Fällt der Anspruch auf die Einmalzahlung 
weg (zum Beispiel mit Beginn der Freistel-
lungsphase), ist von diesem Zeitpunkt an eine 
neue versicherungsrechtliche Beurteilung vor-
zunehmen.

Ältere privat krankenversicherte Personen 
können trotz niedrigeren Arbeitsentgelts bei 
Altersteilzeit meistens nicht in die gesetzliche 
Krankenversicherung zurückkehren – daher 
sollte ein Wechsel zur privaten Krankenversi-
cherung in jungen Jahren gut überlegt sein.

Beschäftigte, die wegen Überschreitens der 
Jahresarbeitsentgeltgrenze krankenversi-
cherungsfrei waren und deren Arbeitsentgelt 
aufgrund der Altersteilzeit die Jahresarbeits-
entgeltgrenze nicht mehr überschreitet, 

unterliegen von dem Tag an, ab dem sie 
Altersteilzeitarbeit leisten, der Krankenversi-
cherungspflicht.

Hier ist allerdings zu beachten, dass Beschäf-
tigte nach Vollendung des 55. Lebensjahrs 
nicht in die gesetzliche Krankenversicherung 
zurückkehren können, wenn sie in den letz-
ten fünf Jahren (Rahmenfrist) vor Beginn der 
Altersteilzeit zu keinem Zeitpunkt gesetzlich 
krankenversichert waren (Pflichtversiche-
rung, freiwillige Versicherung oder Familien-
versicherung). Außerdem müssen sie inner-
halb der Rahmenfrist mindestens die Hälfte 
der Zeit, also zwei Jahre und sechs Monate, 
krankenversicherungsfrei, von der Kranken-
versicherungspflicht befreit oder haupt
beruflich selbstständig erwerbstätig gewe-
sen sein.26

Dies trifft in der Regel auf Beschäftigte zu, 
die unmittelbar vor Beginn der Altersteilzeit 
privat krankenversichert waren oder sind. 
Unter bestimmten Voraussetzungen können 
sich Beschäftigte, die versicherungspflichtig 
werden, von der Versicherungspflicht befreien 
lassen. Dies gilt sowohl bei kontinuierlicher 
als auch bei diskontinuierlicher Verteilung der 
Arbeitszeit im Rahmen der Altersteilzeit.27

Pflegeversicherung
Für die Dauer der Altersteilzeit sind Beschäf-
tigte grundsätzlich versicherungspflichtig 
in der sozialen Pflegeversicherung, wenn sie 
gesetzlich (pflichtversichert oder freiwillig) 
krankenversichert sind.28

Renten- und Arbeitslosenversicherung
In der Renten- und Arbeitslosenversicherung 
gibt es hinsichtlich der versicherungsrecht-
lichen Beurteilung keinerlei Besonderheiten. 
Für die Dauer der vereinbarten Altersteilzeit 
besteht grundsätzlich Renten- und Arbeitslo-
senversicherungspflicht.29



Beschäftigung von älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern  ·  2024 31

2 Altersteilzeit

2.8	 Arbeitsunfähigkeit

Solange bei Arbeitsunfähigkeit wegen Krank-
heit oder medizinischer Rehabilitations-
maßnahme Anspruch auf Fortzahlung des 
Arbeitsentgelts besteht, muss der Arbeit-
geber neben dem fortzuzahlenden Arbeits-
entgelt (inklusive des als Wertguthaben 
zurückgestellten Teils) auch die Aufsto-
ckungsbeträge zum Arbeitsentgelt und die 
zusätzlichen Beträge zur Rentenversicherung 
weiterzahlen.

Gesetzlich Krankenversicherte
Nach Ablauf des Anspruchs auf Entgelt-
fortzahlung erhalten in der gesetzlichen 
Krankenversicherung Versicherte eine ent-
sprechende Entgeltersatzleistung (zum Bei-
spiel Krankengeld, Versorgungskrankengeld, 
Verletztengeld oder Übergangsgeld). Berech-
nungsbasis für die Entgeltersatzleistung ist 
das (verringerte) Arbeitsentgelt, das der oder 
die Beschäftigte vor Beginn der Arbeitsunfä-
higkeit beziehungsweise vor Beginn der medi-
zinischen Rehabilitationsmaßnahme erzielt 
hat.30 Ein Aufstockungsbetrag zum (teilwei-
sen) Ausgleich der geringeren Sozialleistung 
beziehungsweise zusätzliche Rentenversi-
cherungsbeiträge zum (teilweisen) Ausgleich 
der Rentenminderung werden vom Sozialleis-
tungsträger allerdings nicht gezahlt.

Privat Krankenversicherte
Ist der oder die Beschäftigte bei einem priva-
ten Krankenversicherungsunternehmen versi-
chert, löst der Bezug von Krankentagegeld – 
im Gegensatz zum Krankengeld – keine 
Rentenversicherungspflicht aus. Privat Kran-
kenversicherte werden deshalb nur auf ihren 
Antrag hin in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung antragspflichtversichert.31 Zusätz-
liche Beiträge zur Rentenversicherung können 
aus diesem Grund nur dann wirksam gezahlt 
werden, wenn für die Zeit des Kranken

tagegeldbezugs während einer Arbeitsun
fähigkeit beziehungsweise Rehabilitation 
eine Antragspflichtversicherung besteht.

Altersteilzeit im Blockmodell
Wird Altersteilzeitarbeit im Blockmodell 
geleistet, so wird bei Zeiten längerer Arbeits-
unfähigkeit in der Arbeitsphase (nach Ablauf 
des Entgeltfortzahlungszeitraums) keine 
Arbeitsleistung mehr erbracht, durch die 
für die Freistellungsphase ein Wertgutha-
ben erzielt werden kann. Dies hat zur Folge, 
dass in der geplanten Freistellungsphase 
kein Wertguthaben zur Verfügung steht, aus 
dem das Arbeitsentgelt für die Freistellungs-
phase gezahlt werden kann. Ohne Zahlung 
von Arbeitsentgelt in der Freistellungsphase 
aus einem Wertguthaben besteht aber kein 
Beschäftigungsverhältnis und demzufolge 
kein Versicherungsschutz.32 Um eine (vorzei-
tige) Beendigung des Versicherungsschutzes 
in der Freistellungsphase zu vermeiden, kann 
die vorgesehene Freistellungsphase verkürzt 
werden, indem die Hälfte der in der Arbeits-
phase ausgefallenen Zeit nachgearbeitet 
wird. Der Arbeitgeber kann das Wertgutha-
ben (ohne hierzu gesetzlich verpflichtet zu 
sein) aber auch in der Höhe vermehren, in der 
es durch die Arbeitsunfähigkeit nicht ange-
spart werden konnte. Dies muss vor Eintritt 
der Freistellungsphase erfolgen. Entspre-
chendes gilt auch in Fällen von Kurzarbeit 
beziehungsweise Saison-Kurzarbeit.

Das Wertguthaben kann durch eine gerin-
gere Entsparung nicht gestreckt werden. 
Auch ist es nicht zulässig, in der Arbeitsphase 
das Arbeitsentgelt zugunsten eines höheren 
Wertguthabens zu reduzieren.

Besteht in der Freistellungsphase einer 
Altersteilzeit im Blockmodell Arbeitsunfä-
higkeit, ruht der Anspruch auf Krankengeld 
für die Zeit, für die der oder die Beschäftigte 
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Arbeitsentgelt aus dem Wertguthaben 
erhält.33

2.9	� Sozialversicherungs­
beiträge

Maßgebend für die Berechnung der Beiträge 
zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeits
losenversicherung ist das für die Altersteil-
zeitarbeit jeweils fällige Arbeitsentgelt.34 Die 
auf dieses Arbeitsentgelt entfallenden Bei-
träge sind grundsätzlich je zur Hälfte vom 
Arbeitgeber und von dem oder der Beschäf-
tigten zu tragen. In der Krankenversicherung 
gilt während der Arbeitsphase der allge-
meine und während der Freistellungsphase 
der ermäßigte Beitragssatz. Bereits seit dem 
Jahr 2015 beträgt der allgemeine Beitrags-
satz 14,6 Prozent und der ermäßigte Bei-
tragssatz 14,0 Prozent. In der Arbeitsphase 
betragen der Arbeitgeber- und der Beschäf-
tigtenanteil demnach jeweils (14,6 Prozent ÷ 
2 =) 7,3 Prozent. 

Während der Freistellungsphase betragen 
der Arbeitgeber- und der Beschäftigtenanteil 
jeweils (14,0 Prozent ÷ 2 =) 7,0 Prozent. Der 
individuelle Zusatzbeitrag ist von allen Mit-
gliedern dieser Krankenkasse zu erheben. 
Somit werden auch für Personen, die Alters-
teilzeitarbeit leisten, Zusatzbeiträge erhoben.

Seit dem 1. Juli 2023 beträgt der Beitrags-
satz zur Pflegeversicherung 3,4 Prozent 
(Basisbeitragssatz), der vom Arbeitgeber 
zu tragende Anteil daher 1,7 Prozent. Bei 
Beschäftigten mit mehreren Kindern gibt es 
seit 1. Juli 2023 Beitragsabschläge für Kinder 
unter 25 Jahre. In der Pflegeversicherung 
gibt es einen Beitragszuschlag für Kinder-
lose in Höhe von 0,6 Prozent (seit dem 1. Juli 
2023). Danach beträgt der Beitragsanteil zur 
Pflegeversicherung für alle Versicherten, die 

keine Kinder erziehen oder erzogen haben, 
2,3 Prozent. Liegt der Beschäftigungsort in 
Sachsen, beträgt der Beitragsanteil zur Pfle-
geversicherung für den Arbeitnehmer oder die 
Arbeitnehmerin 2,2 Prozent (bei Beschäftig-
ten mit mehreren Kindern gibt es Beitrags-
abschläge für Kinder unter 25 Jahre) bezie-
hungsweise für Kinderlose 2,8 Prozent und für 
den Arbeitgeber 1,2 Prozent des Arbeitsent-
gelts. Die zusätzlichen Rentenversicherungs-
beiträge (» 2.6) trägt der Arbeitgeber allein. 

Berechnungsgrundlage für die Insolvenzgeld-
umlage sowie Umlagebeträge nach dem AAG 
ist in der Arbeitsphase das Teilzeitentgelt, in 
der Freistellungsphase das angesparte Wert-
guthaben. Die zusätzliche rentenversiche-
rungspflichtige Einnahme bleibt jeweils unbe-
rücksichtigt. Von Wertguthaben in Störfällen 
werden keine Umlagebeträge erhoben.

Die während einer im Blockmodell in der 
Arbeitsphase erzielten steuer- und beitrags-
freien Schichtzulagen bleiben auch dann bei-
tragsfrei, wenn ihre Auszahlung in anteiligem 
Umfang in die Freistellungsphase verscho-
ben wird. Diese Beträge sind weder bei der 
Berechnung des gesetzlichen Aufstockungs-
betrags noch der beitragspflichtigen Ein-
nahme zu berücksichtigen.

Wertguthaben
Während der Arbeitsphase im Blockmodell 
erhalten Beschäftigte nur die Hälfte des 
erarbeiteten Arbeitsentgelts. Die andere 
Hälfte wird als Wertguthaben zurückgestellt. 
Dieses kann als Geld- oder Zeitkonto geführt 
werden und dient dann der Entgeltzahlung 
in der Freistellungsphase. Als Wertguthaben 
wird die Differenz zwischen dem bisherigen 
Arbeitsentgelt und dem Arbeitsentgelt für 
die Altersteilzeitarbeit beziehungsweise die 
Differenz zwischen der bisherigen Arbeitszeit 
und der Arbeitszeit (halbe bisherige Arbeits-
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zeit), die dem Arbeitsentgelt für die Altersteil-
zeitarbeit zugrunde liegt, bezeichnet.

Entgeltbestandteile, die in der Arbeitsphase 
ungekürzt (zu 100 Prozent) gezahlt und in der 
Freistellungsphase nicht mehr geleistet wer-
den, gehören nicht zum Wertguthaben. Wird 
das Wertguthaben nicht für eine Freistellung 
von der Arbeit verwendet, tritt ein Störfall mit 
einer besonderen Beitragsberechnung ein.

Details zur betrieblichen Altersversor­
gung finden Sie unter: aok.de/arbeitgeber 
› Sozialversicherung › Betriebliche Alters­
versorgung (bAV)

Beitragszuschuss
Freiwillig in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung Versicherte sowie Beschäftigte, die 
bei einem privaten Krankenversicherungs-
unternehmen versichert sind, erhalten von 
ihrem Arbeitgeber als Zuschuss zu ihren 
Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen 
den Arbeitgeberanteil, der für einen versi-
cherungspflichtigen Arbeitnehmer oder eine 
versicherungspflichtige Arbeitnehmerin zu 
zahlen wäre, höchstens aber die Hälfte des 
tatsächlich zu zahlenden Beitrags.35 Der zu 
zahlende Anteil aus dem Zusatzbeitragssatz 
ist ebenfalls zuschussfähig.

Der Zuschuss zur Krankenversicherung 
beträgt seit dem 1. Januar 2024 höchstens 
377,78 Euro (14,6 Prozent ÷ 2 × 5.175 Euro) 
zuzüglich des hälftig zu zahlenden kassen-
individuellen Zusatzbeitrags. Bei privat 
Krankenversicherten zuzüglich des hälftigen 
durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes in 
Höhe von 43,98 Euro (2024: 0,85 Prozent von 
5.175 Euro). Zur Pflegeversicherung beträgt 

der Höchstzuschuss seit 1. Januar 2024 
87,98 Euro (in Sachsen 62,10 Euro).

Der Beitragszuschuss ist in der gesetzlichen 
Krankenversicherung bundeseinheitlich. Er 
entspricht dem Höchstbeitragszuschuss zur 
privaten Krankenversicherung.

Für Beschäftigte, die bei einer Mitgliedschaft 
in einer gesetzlichen Krankenkasse keinen 
Anspruch auf Krankengeld haben bezie-
hungsweise hätten, ist bei der Berechnung 
des Zuschusses der ermäßigte Beitragssatz 
bis zur Beitragsbemessungsgrenze zu berück-
sichtigen. Dies gilt insbesondere während der 
Freistellungsphase.

Der Zuschuss zur Krankenversicherung be
trägt damit während der Freistellungsphase 
höchstens (14,0 Prozent ÷ 2 × 5.175 Euro =) 
362,25 Euro zuzüglich des hälftigen Zusatz-
beitrags.

Aufstockungsbetrag
Die Aufstockungsbeträge zum Arbeitsent-
gelt für die Altersteilzeitarbeit sind steuerfrei 
und damit auch beitragsfrei in der Sozialver-
sicherung.36 Dies gilt auch dann, wenn der 
Arbeitgeber – zum Beispiel aufgrund tarif-
vertraglicher Regelungen – höhere als die im 
AltersTZG genannten Mindestbeträge zahlt 
(aber nicht über 100 Prozent des bisherigen 
Arbeitsentgelts).

Die steuerfreien Aufstockungsbeträge zum 
Arbeitsentgelt für die Altersteilzeitarbeit 
unterliegen jedoch dem Progressionsvorbe-
halt. Deshalb müssen Beschäftigte sie in der 
Einkommensteuererklärung angeben. Der 
Progressionsvorbehalt bewirkt, dass die Auf-
stockungsbeträge zwar steuerfrei bleiben, 
dass aber das übrige steuerpflichtige Ein-
kommen mit dem Steuersatz besteuert wird, 
der sich ergäbe, wenn die Aufstockungsbe-

https://www.aok.de/fk/sozialversicherung/betriebliche-altersversorgung-bav/
https://www.aok.de/fk/sozialversicherung/betriebliche-altersversorgung-bav/
https://www.aok.de/fk/sozialversicherung/betriebliche-altersversorgung-bav/
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träge der Steuerpflicht unterliegen würden. 
Aufgrund des Progressionsvorbehalts können 
sich gegebenenfalls Steuernachzahlungen 
für Beschäftigte ergeben. Nähere Auskünfte 
hierzu erteilen die Finanzämter.

Rentenversicherung
Die Höhe der zusätzlichen Rentenversiche-
rungsbeiträge errechnet sich aus 80 Prozent 
des Regelarbeitsentgelts (» 2.5).

Das AltersTZG begrenzt die zusätzlichen Bei-
träge auf die Höhe der Beiträge, die auf den 
Unterschiedsbetrag zwischen 90 Prozent 
der monatlichen Beitragsbemessungsgrenze 
(2024: 7.550 Euro) und dem Regelarbeitsent-
gelt entfallen.

Ungeminderte Arbeitsentgeltbestandteile 
des Regelarbeitsentgelts sind in die vorste-
hende Berechnung einzubeziehen und gehö-
ren damit zum Regelarbeitsentgelt, das der 
Beitragsberechnung zugrunde zu legen ist. 

Wird während der Altersteilzeit Mehrarbeit 
geleistet, müssen vor Verbeitragung der hier-
für zu beanspruchenden Vergütung vorrangig 
die zusätzlichen Rentenversicherungsbei-
träge ermittelt werden. 

Das Unternehmen ist berechtigt, über den 
gesetzlich vorgesehenen Höchstbetrag 
(80 Prozent vom Regelarbeitsentgelt) hinaus 
zusätzliche Rentenversicherungsbeiträge, 
höchstens bis zur Beitragsbemessungs-
grenze, zu zahlen. Viele Tarifverträge und 
betriebliche Vereinbarungen über Altersteil-
zeit sehen solche Regelungen vor.

Einmalzahlung
Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt wird bei 
der Berechnung des Aufstockungsbetrags 

berücksichtigt. Bei der Ermittlung der zusätz-
lichen beitragspflichtigen Einnahme sind 
Einmalzahlungen dagegen nicht zu berück-
sichtigen. Sofern eine Einmalzahlung wäh-
rend der Altersteilzeit im ersten Quartal eines 
Jahres gezahlt wird, ist auch in diesem Fall 
die „Märzklausel“ zu berücksichtigen. Dies 
gilt selbst dann, wenn im Vorjahr noch keine 
Altersteilzeit geleistet wurde.

Für die Berechnung des beitragspflichtigen 
Entgelts ist neben dem laufenden Entgelt 
die zusätzliche beitragspflichtige Einnahme 
(» 2.6) vor tatsächlich zusätzlich gezahltem 
Arbeitsentgelt (zum Beispiel Einmalzahlun-
gen) zu berücksichtigen.

Kurzarbeitergeld/Saison-Kurzarbeitergeld
Zusätzliche Beiträge zur Rentenversicherung 
sind auch dann zu entrichten, wenn die Arbeit 
infolge Kurzarbeit oder schlechten Wetters 
ganz oder teilweise ausfällt. In diesen Fällen 
gilt nach ausdrücklicher Bestimmung des 
AltersTZG das Arbeitsentgelt für die verein-
barte Arbeitszeit als Arbeitsentgelt für die 
Altersteilzeitarbeit.37 

Abfindungen
Abfindungen aus Anlass der Beendigung des 
Altersteilzeitverhältnisses (zum Beispiel zum 
Ausgleich einer Rentenminderung bei vorzeiti-
ger Inanspruchnahme einer Altersrente) sind 
als Abfindungen für den Verlust des Arbeits-
platzes anzusehen und gehören damit (ohne 
Rücksicht auf ihre Höhe) nicht zum Arbeits-
entgelt im Sinne der Sozialversicherung.
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Fälligkeit
Für die Berechnung und Abführung der Bei-
träge ist das in dem jeweiligen Zeitraum der 
tatsächlichen Arbeitsleistung und der Frei-
stellung fällige (Teil-)Arbeitsentgelt maß-
gebend. Die Beiträge für Altersteilzeitver-
hältnisse werden somit – wie für alle anderen 
Beschäftigten auch – spätestens am dritt-
letzten banküblichen Arbeitstag des laufen-
den Monats fällig.38

Aktuelle Fälligkeitstage und weitere 
Details dazu finden Sie unter: 
aok.de/fk/faelligkeit

Entgeltunterlagen
In die Entgeltunterlagen sind Angaben zum 
Beginn und zum Ende der Altersteilzeit auf-
zunehmen. Darüber hinaus ist die zusätzliche 
beitragspflichtige Einnahme in den Entgelt-
unterlagen festzuhalten.39

Das Wertguthaben im Sinne des Sozial-
versicherungsrechts einschließlich dessen 
Änderungen durch Zu- und Abgänge ist in 
den Unterlagen zu dokumentieren. Dabei 
sind der Abrechnungsmonat, in dem die 
erste Gutschrift erfolgt, sowie alle weiteren 
Abrechnungsmonate anzugeben, in denen 
Änderungen des Wertguthabens erfolgen. 
Hierbei ist sicherzustellen, dass die Entwick-
lung des Wertguthabens seiner Art nach 
(Zeit- oder Geldwertguthaben) an einer Stelle 
dargestellt wird. Wertguthaben, die zum Teil 
sowohl aus Arbeitsleistungen im Rechtskreis 
West als auch im Rechtskreis Ost erzielt wur-
den, sind aus Gründen des Leistungsrechts 
der gesetzlichen Rentenversicherung in den 
Entgeltunterlagen getrennt aufzuzeichnen.40

Störfall
Falls bei der Altersteilzeit im Blockmodell 
das angesparte Wertguthaben nicht wie 
vereinbart für eine laufende Freistellung von 
der Arbeit verwendet werden kann, tritt ein 
Störfall ein. Ein Störfall kann zum Beispiel die 
Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses 
durch Kündigung, die Erwerbsminderung oder 
der Tod der oder des Beschäftigten sein.

Ein Störfall löst grundsätzlich ein beson-
deres Beitragsberechnungsverfahren aus, 
es sei denn, das Wertguthaben wird für die 
betriebliche Altersversorgung verwendet.41 
Für den bereits abgelaufenen Zeitraum der 
Altersteilzeit bleibt es bei der bisherigen bei-
tragsrechtlichen Behandlung des Arbeits-
entgelts aus der Altersteilzeit sowie des 
Aufstockungsbetrags und der zusätzlichen 
Rentenversicherungsbeiträge. Das gilt selbst 
dann, wenn die vereinbarte Altersteilzeit im 
Blockmodell noch während der Arbeitsphase 
endet, ohne dass es zu einer Freistellung 
von der Arbeitsleistung und damit im Durch-
schnitt gesehen zu einer Reduzierung der bis-
herigen wöchentlichen Arbeitszeit gekommen 
ist. Eine Rückrechnung ist nicht zulässig. Auch 
wenn arbeitsvertragliche Vereinbarungen 
(zum Beispiel Tarifvertrag) vorsehen, dass 
Beschäftigte bei Eintritt eines Störfalls so 
gestellt werden, als hätten sie keine Alters-
teilzeitarbeit geleistet: Laut Sozialversiche-
rungsrecht müssen Beiträge für das nicht für 
die Freistellung von der Arbeitsleistung ange-
sparte Wertguthaben nach den Regelungen 
des Störfalls verbeitragt werden.

https://www.aok.de/fk/faelligkeit


Beschäftigung von älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern  ·  202436

2 Altersteilzeit

Wenn Sie Fragen zur Beitragsberechnung 
im Störfall haben, wenden Sie sich an Ihre 
persönliche AOK-Firmenberatung. Mit 
ihrer Expertise auf dem Gebiet der Sozial­
versicherung berät sie Sie gern. Die AOK 
garantiert kompetente Beratung und indi­
viduelle Betreuung, auf Wunsch auch vor 
Ort in Ihrem Unternehmen.

Kranken-, Pflege- und Arbeitslosen
versicherung
Bei einem Störfall gilt als beitragspflichtiges 
Arbeitsentgelt das Wertguthaben – höchs-
tens jedoch die Differenz zwischen der für 
die Dauer der Arbeitsphase seit der ersten 
Bildung des Wertguthabens maßgebenden 
Beitragsbemessungsgrenze für den jewei-
ligen Versicherungszweig und dem in die-
ser Zeit beitragspflichtigen Arbeitsentgelt 
(sogenanntes Summenfelder-Modell). Die 
sich aus dem Summenfelder-Modell ergeben-
den Beitragsbemessungsgrundlagen sind in 
der Entgeltabrechnung (Entgeltkonto) min-
destens kalenderjährlich darzustellen. Dies 
sind die (Gesamt-)Differenzen zwischen dem 
beitragspflichtigen Arbeitsentgelt und der 
Beitragsbemessungsgrenze des jeweiligen 
Versicherungszweigs (Sozialversicherungs-
Luft) für die Dauer der Arbeitsphase seit der 
erstmaligen Bildung des Wertguthabens. 
Vom Zeitpunkt der tatsächlichen Bildung des 
Wertguthabens während der Altersteilzeit an 
ist mindestens kalenderjährlich die Differenz 
zwischen der Beitragsbemessungsgrenze des 
jeweiligen Versicherungszweigs und dem in 
diesem Kalenderjahr erzielten beitragspflich-
tigen Arbeitsentgelt (Sozialversicherungs-
Luft) festzustellen. Beim Störfall wird dann 
das gesamte Wertguthaben (einschließlich 
etwaiger Wertzuwächse, Zinsen oder Ähn-
liches), höchstens jedoch bis zu der für den 
einzelnen Versicherungszweig festgestellten 

Sozialversicherungs-Luft (SV-Luft), als bei-
tragspflichtiges Arbeitsentgelt berücksich-
tigt.

Rentenversicherung
Ein abweichendes Beitragsberechnungs-
verfahren gilt für eine im Blockmodell aus-
geübte Altersteilzeitarbeit in der Rentenver-
sicherung.42 In diesem Versicherungszweig 
ist für die Dauer der Altersteilzeit bis zum 
Eintritt des Störfalls die Differenz zwischen 
dem Regelarbeitsentgelt einschließlich der 
zusätzlichen beitragspflichtigen Einnahme 
(des Arbeitsentgelts, von dem tatsächlich 
Rentenversicherungsbeiträge berechnet 
wurden) und dem doppelten Regelarbeits-
entgelt als SV-Luft im Entgeltkonto auszu-
weisen. Für die Beitragsberechnung gelten 
die zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Beiträge 
gültigen Beitragssätze. Die Beiträge sind an 
die Krankenkasse abzuführen, die für den Ein-
zug der Beiträge zuständig ist, wenn diese 
fällig werden.

Wird die Altersteilzeit beendet, weil ein Ren-
tenversicherungsträger eine Rente wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit bewilligt hat, 
gelten Besonderheiten bei der Ermittlung der 
Beiträge aus dem Wertguthaben. Wenden 
Sie sich in diesem Fall an Ihre AOK-Firmen
beratung.

Tariferhöhungen und Zinserträge
Als Wertguthaben ist der in den Entgeltun-
terlagen ausgewiesene aktuelle Betrag maß-
gebend. Somit werden Zeitwertguthaben mit 
dem aktuellen Stundensatz berücksichtigt. 
Geldwertguthaben werden der tariflichen 
Erhöhung angepasst, wenn Beschäftigten 
auch in der Freistellungsphase der aktuelle 
Stundensatz gewährt wird. In diesen Fällen 
kann das Wertguthaben unmittelbar nach 
der tariflichen Erhöhung angepasst werden. 
Es bestehen auch keine Bedenken, wenn 
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das Wertguthaben erst zum Ende der Frei-
stellungsphase nachträglich erhöht und in 
den Entgeltunterlagen zu dem Zeitpunkt, in 
dem ersichtlich ist, dass das während der 
Arbeitsphase gebildete Wertguthaben nicht 
bis zum Ende der Freistellungsphase aus-
reicht, entsprechend dargestellt wird. Tritt 
während der Freistellungsphase ein Störfall 
ein, sind Sozialversicherungsbeiträge aus 
dem bereits erwirtschafteten Wertguthaben 
ohne zwischenzeitliche Wertsteigerungen 
(zum Beispiel Tariferhöhungen, Zinserträge) 
zu verbeitragen. Zinserträge aus dem Wert-
guthaben sind, soweit die Vertragsparteien 
nichts Abweichendes vereinbart haben, dem 
Wertguthaben zuzurechnen. 

2.10	 Meldungen

Für Personen in Altersteilzeit gilt der beson-
dere Personengruppenschlüssel „103“. Aus 
diesem Grund sind bei einem Übergang in 
die Altersteilzeit das Ende der bisherigen 
Beschäftigung und der Beginn der Altersteil-
zeit zu melden. Dabei wird das Ende der bis-
herigen Beschäftigung durch eine Abmeldung 
mit dem Abgabegrund „33“ gemeldet. In 
diese Meldung ist das bis zum Tag vor Beginn 
der Altersteilzeit erzielte Arbeitsentgelt auf-
zunehmen. Der Beginn der Altersteilzeit wird 
durch eine Anmeldung mit dem Abgabegrund 
„13“ gemeldet.

Für alle Folgemeldungen für Zeiten nach 
Beginn der Altersteilzeit (Unterbrechungs-
meldungen, Jahresmeldungen) gilt der 
Personengruppenschlüssel „103“. Als bei-
tragspflichtiges Bruttoarbeitsentgelt ist das 
Arbeitsentgelt einschließlich der beitrags-
pflichtigen Einnahme zu melden. Da in der 
Krankenversicherung während der Arbeits-
phase die Beitragsgruppe „1000“ und in 
der Freistellungsphase die Beitragsgruppe 

„3000“ anzuwenden ist, ist die Beendigung 
der Arbeitsphase mit dem Abgabegrund „32“ 
(Beitragsgruppe 1xxx) und der Beginn der 
Freistellungsphase mit dem Abgabegrund 
„12“ (Beitragsgruppe 3xxx) zu melden.

In der Regel fällt das Ende der Altersteilzeit 
mit dem Ende des Beschäftigungsverhältnis-
ses zusammen. Daher meldet der Arbeitgeber 
Beschäftigte mit dem Abgabegrund „30“ ab.

Beginnt die Altersteilzeit ausnahmsweise 
nicht am Ersten, sondern im Lauf eines 
Monats, kann anstelle der taggenauen Mel-
dung als Beginn der Altersteilzeit der Erste 
des Monats, in dem die Altersteilzeit begon-
nen hat, gemeldet werden. Als Ende der 
Altersteilzeit ist der Letzte des Monats anzu-
geben, in dem die Altersteilzeit endet. Diese 
Ausnahmeregelung wurde zugelassen, weil 
einige Lohn- und Gehaltsabrechnungspro-
gramme nicht in der Lage sind, im Lauf eines 
Abrechnungsmonats unterschiedliche Ver-
sicherungsverhältnisse für ein und dieselbe 
Person zu melden.43

Im AOK-Fachportal für Arbeitgeber finden 
Sie alle Beitrags- und Personengruppen­
schlüssel, Abgabegründe und Meldefris­
ten sowie Hinweise zum elektronischen 
Meldeverfahren und zu den Besonderhei­
ten der Meldung von geringfügig Beschäf­
tigten oder bei Altersteilzeit unter: 
aok.de/arbeitgeber › Sozialversicherung 
› Meldung zur Sozialversicherung

https://www.aok.de/fk/sozialversicherung/meldung-zur-sozialversicherung/
https://www.aok.de/fk/sozialversicherung/meldung-zur-sozialversicherung/
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Bezug von Entgeltersatzleistungen
Besonderheiten im Meldeverfahren sind zu 
beachten, wenn Beschäftigte eine Entgelt-
ersatzleistung (zum Beispiel Krankengeld) 
erhalten. Dann ist der Betrag, von dem die 
zusätzlichen Rentenversicherungsbeiträge 
berechnet wurden, vom Arbeitgeber zu mel-
den. Zahlt der Arbeitgeber (freiwillig) zusätz-
liche Rentenversicherungsbeiträge, kann er 
das daraus resultierende beitragspflichtige 
Arbeitsentgelt mit der nächstfolgenden Ent-
geltmeldung melden, wenn keine Unterbre-
chungsmeldung zu erstatten ist. Alternativ 
besteht auch die Möglichkeit, für diesen Zeit-
raum eine Sondermeldung mit dem Abgabe-
grund „56“ zu erstatten.

War eine Unterbrechungsmeldung fällig, ist 
für den Zeitraum der Unterbrechung eine Son-
dermeldung über den Unterschiedsbetrag mit 
dem Abgabegrund „56“ durch den Arbeitge-
ber zu erstatten. 

Die vorstehenden Ausführungen gelten auch, 
wenn der Arbeitgeber zusätzliche Renten-
versicherungsbeiträge aus einem höheren 
Betrag als 80 Prozent des Regelarbeitsent-
gelts zahlt (zum Beispiel 90 Prozent).

Störfall
Werden Beiträge anlässlich des Eintritts 
eines Störfalls entrichtet, ist das beitrags-
pflichtige Arbeitsentgelt in einer Sondermel-
dung mit dem Abgabegrund „55“ zu melden. 
Es sind jeweils der Personengruppen- und der 
Beitragsgruppenschlüssel anzugeben, die bei 
dem oder der Versicherten zum Zeitpunkt des 
Störfalls zutreffen. 

Sind Beiträge zu einem Versicherungszweig 
zu entrichten, für den zum Zeitpunkt des Stör-
falls keine Versicherungspflicht besteht, ist 
der für den Versicherten oder die Versicherte 

zuletzt maßgebende Beitragsgruppen-
schlüssel anzugeben. Die Meldung muss das 
zur Rentenversicherung beitragspflichtige 
Arbeitsentgelt enthalten.

Sind im Störfall keine Beiträge zur Renten-
versicherung zu zahlen, weil zum Beispiel im 
gesamten maßgebenden Zeitraum wegen 
der Zugehörigkeit zu einer berufsständischen 
Versorgungseinrichtung Versicherungsfreiheit 
bestand, ist als Arbeitsentgelt „000000“ zu 
melden. 

2.11	 Insolvenzsicherung

Um den Schutz der Wertguthaben der im 
Blockmodell Beschäftigten zu gewährleisten, 
ist im AltersTZG eine spezielle Insolvenzsi-
cherung verbindlich vorgeschrieben. Ergibt 
sich aus der Vereinbarung zur Altersteilzeit, 
dass ein Wertguthaben aufgebaut wird, das 
den Betrag des dreifachen Regelarbeits-
entgelts (» 2.5) einschließlich des darauf 
entfallenden Arbeitgeberanteils zur Sozial-
versicherung überschreitet, muss der Arbeit-
geber das Wertguthaben in geeigneter Weise 
gegen das Risiko seiner Zahlungsunfähigkeit 
absichern. Eine Verrechnung von steuer- und 
beitragsfreien Aufstockungsleistungen mit 
den beitragspflichtigen Arbeitsentgelten im 
Wertguthaben ist nicht zulässig.

Geeignete Insolvenzsicherungsmodelle 
können zum Beispiel sein:
•	 Bankbürgschaften
•	 Absicherung im Weg dinglicher Sicherhei-

ten (zum Beispiel Verpfändung von Wert-
papieren) zugunsten der Beschäftigten

•	 Bestimmte Versicherungsmodelle der Ver-
sicherungswirtschaft

•	 Das Modell der doppelseitigen Treuhand
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Bilanzrückstellungen oder zwischen Konzern-
unternehmen begründete Einstandspflichten, 
insbesondere Bürgschaften, Patronatserklä-
rungen oder Schuldbeitritte, sind hingegen 
nicht zulässig.

Die Verpflichtung zur Absicherung besteht 
mit der ersten Gutschrift des Wertguthabens, 
das heißt von dem Zeitpunkt an, in dem der 
erste zu sichernde Anspruch auf das in der 
Freistellungsphase auszuzahlende Arbeits-
entgelt entsteht.

Das Unternehmen hat gegenüber der oder 
dem Beschäftigten erstmals mit der ersten 
Gutschrift und anschließend alle sechs 
Monate Sicherungsmaßnahmen in Textform 
nachzuweisen.

  
Zusammenfassung
•	 Altersteilzeit ist ab dem vollende-

ten 55. Lebensjahr möglich.

•	 Während der Altersteilzeit muss 
der Arbeitgeber das Arbeitsentgelt 
aufstocken und zusätzliche Renten-
versicherungsbeiträge zahlen.

•	 Durch das reduzierte Arbeitsentgelt 
in der Altersteilzeit kann Kranken-
versicherungspflicht eintreten.

•	 Für Altersteilzeitleistende ist der 
Personengruppenschlüssel „103“ 
zu verwenden.

•	 Während der Altersteilzeit sind bei 
Abwicklung eines Störfalls beson-
dere Meldungen zu erstellen.

•	 Im Blockmodell erworbene Wert-
guthaben sind ab einer bestimmten 
Entgeltgrenze vor Insolvenz nach-
weislich zu sichern. 
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Übergangsregelung zur Anhebung der Altersgrenze für langjährig Versicherte

Geburtsjahrgang Anhebung in Monaten Renteneintrittsalter

1956 10 65 Jahre und 10 Monate

1957 11 65 Jahre und 11 Monate

1958 12 66 Jahre

1959 14 66 Jahre und 2 Monate

1960 16 66 Jahre und 4 Monate

1961 18 66 Jahre und 6 Monate

1962 20 66 Jahre und 8 Monate

1963 22 66 Jahre und 10 Monate

ab 1964 24 67 Jahre

Übergangsregelung zur Anhebung der Altersgrenze für die Regelaltersrente

Geburtsjahrgang Anhebung in Monaten Renteneintrittsalter

1956 10 65 Jahre und 10 Monate

1957 11 65 Jahre und 11 Monate

1958 12 66 Jahre

1959 14 66 Jahre und 2 Monate

1960 16 66 Jahre und 4 Monate

1961 18 66 Jahre und 6 Monate

1962 20 66 Jahre und 8 Monate

1963 22 66 Jahre und 10 Monate

ab 1964 24 67 Jahre

Anhang
Tabellen zu Altersgrenzen
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Übergangsregelung zur Anhebung der Altersgrenze für besonders langjährig Versicherte

Geburtsjahrgang Anhebung in Monaten Renteneintrittsalter

1956 8 63 Jahre und 8 Monate

1957 10 63 Jahre und 10 Monate

1958 12 64 Jahre

1959 14 64 Jahre und 2 Monate

1960 16 64 Jahre und 4 Monate

1961 18 64 Jahre und 6 Monate

1962 20 64 Jahre und 8 Monate

1963 22 64 Jahre und 10 Monate

Übergangsregelung zur Anhebung der Altersgrenze für schwerbehinderte Menschen

Geburtsjahrgang Anhebung in Monaten Renteneintrittsalter

1956 10 63 Jahre und 10 Monate

1957 11 63 Jahre und 11 Monate

1958 12 64 Jahre

1959 14 64 Jahre und 2 Monate

1960 16 64 Jahre und 4 Monate

1961 18 64 Jahre und 6 Monate

1962 20 64 Jahre und 8 Monate

1963 22 64 Jahre und 10 Monate
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Abkürzungen

AAG	 Aufwendungsausgleichsgesetz
AltTZG	 Altersteilzeitgesetz
ALG	� Gesetz über die Alters

sicherung der Landwirte
BA	 Bundesagentur für Arbeit
BBG	 Bundesbeamtengesetz
BSG	 Bundessozialgericht
BVV	 Beitragsverfahrensverordnung
DEÜV	� Datenerfassungs- und -über-

mittlungsverordnung
EG	 Europäische Gemeinschaft
EStG	 Einkommensteuergesetz
EU	 Europäische Union
LStR	 Lohnsteuer-Richtlinien
PKV	 Private Krankenversicherung
SGB III	� Drittes Buch Sozialgesetz-

buch – Arbeitsförderung
SGB IV	� Viertes Buch Sozialgesetzbuch –  

Gemeinsame Vorschriften 
für die Sozialversicherung

SGB V	� Fünftes Buch Sozialgesetzbuch – 
Gesetzliche Krankenversicherung

SGB VI	� Sechstes Buch Sozialgesetzbuch – 
Gesetzliche Rentenversicherung

SGB XI	� Elftes Buch Sozialgesetzbuch –  
Soziale Pflegeversicherung

SV-Luft	 Sozialversicherungs-Luft
SvEV	� Sozialversicherungs-

entgeltverordnung
SV-Tage	 Sozialversicherungstage
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Rechtsquellen
1	 § 50 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB V
2	 § 5 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 SGB VI
3	 § 172 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI
4	 § 28 Nr. 1 SGB III
5	 § 346 Abs. 3 SGB III
6	 § 5 Abs. 4 Satz 2 und 3 SGB VI
7	 § 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV
8	� § 3 Nr. 28 EStG  

und § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SvEV
9	 § 243 Satz 1 SGB V
10	 § 28 Abs. 2 SGB III
11	 § 6 Abs. 1 Nr. 6 SGB V
12	 § 6 Abs. 3 SGB V
13	 § 5 Abs. 4 Nr. 2 SGB VI
14	 § 41 Abs. 1 Satz 1 BBG
15	 § 42 Abs. 4 Satz 1 BBG
16	 § 41 Abs. 1 Satz 2 BBG
17	 § 5 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 SGB VI
18	 § 210 Abs. 1 Nr. 2 SGB VI
19	 § 2 Abs. 1 AltersTZG
20	 § 6 Abs. 2 AltersTZG
21	 § 3 Abs. 1a AltersTZG
22	 § 168 Abs. 1 Nr. 6 SGB VI
23	 § 7 Abs. 1a SGB IV
24	 § 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB V
25	 § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB V
26	 § 6 Abs. 3a SGB V
27	 § 8 Abs. 1 Nr. 3 SGB V
28	 § 20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 i. V. m. Satz 1 SGB XI
29	� § 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI,  

§ 25 Abs. 1 SGB III
30	 § 47 Abs. 2 SGB V
31	 § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB VI
32	 § 7 Abs. 1a SGB IV
33	 § 49 Abs. 1 Nr. 6 SGB V
34	 § 23b SGB IV
35	 § 257 SGB V
36	� § 3 Nr. 28 EStG i. V. m.  

§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SvEV
37	 § 10 Abs. 4 AltersTZG
38	 § 23 Abs. 1 Satz 2 SGB IV
39	 § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 und 12 BVV

40	 § 7 Abs. 1a Satz 6 SGB IV
41	 § 23b Abs. 3a SGB IV
42	 § 10 Abs. 5 AltersTZG
43	 § 12 Abs. 3 DEÜV



Kennen Sie schon die neuen 
Online-Seminare der AOK?

AOK. Die Gesundheitskasse.

Termine 2024

Februar
Fachkräfte aus dem Ausland gewinnen

März
Arbeit mit Sinn: macht glücklich und 
hält gesund
Arbeitsentgelt – Fragen zum Beitrags- 
und Steuerrecht

Mai
Praktika richtig abrechnen 

Juni
Sozialversicherung bei Entsendungen
Ziele erreichen: ein starkes Team aus 
Erfolgsorientierung

September 
Digitale Arbeitswelt = New Work? 
Chancen für die Gesundheit
Alles Wichtige zur Betriebsprüfung

November 
Nachhaltig und gesund: Unter
nehmen werden zukunftsfähig 

November bis Januar 2025
Trends & Tipps 2025

aok.de/fk/  
online-seminare

Jetzt  
informieren:

Wollen Sie regelmäßig über aktuelle 
Themen der Sozialversicherung oder 
der Betrieblichen Gesundheitsförde-
rung informiert werden? 

Abonnieren Sie unseren kostenlosen 
Newsletter unter  
aok.de/fk/newsletter

Haben Sie ein ganz konkretes sozial-
versicherungsrechtliches Anliegen 
oder eine spezielle Frage und suchen 
individuellen Rat? 

Fragen Sie unsere Fachleute  
unter  
aok.de/fk/expertenforum

Brauchen Sie schnell und umfassend 
Informationen zu Fragen der Sozial
versicherung oder zur Betrieblichen 
Gesundheitsförderung?

Recherchieren Sie auf unserer 
Website  
aok.de/arbeitgeber

https://www.aok.de/fk/online-seminare
https://www.aok.de/fk/online-seminare
https://www.aok.de/fk/online-seminare
https://www.aok.de/fk/online-seminare
https://www.aok.de/fk/medien-und-seminare/medien/newsletter/
https://www.aok.de/fk/tools/weitere-inhalte/expertenforum/
https://www.aok.de/fk/
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